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Bis ein neues Konzept stand,
wurde etliche Stunden ge-
schwitzt. Doch im November
1996 war es so weit: Die erste
Zeitung wurde gedruckt.

VON MARGRIT WÄLTI

Zu den Sozialdemokraten und
den Grünen gesellte sich noch die
Evangelische Volkspartei. 

Und seither haben wir es mit
der neutral betitelten, inhaltlich
aber durchaus farbenfrohen «an-
deren Seite» zu tun. Dass eine neue
Zeitung erscheint, war auch im
Landboten, im Tages-Anzeiger
und in der Andelfinger Zeitung 

zu lesen. Die Andelfinger Zeitung
nahm sogar einen Satz aus dem
Editorial von Dieter Langhart auf:
«Der Bezirk Andelfingen hat viele
Seiten, die ungesehen bleiben; es
hat viele Seiten, die ungehört blei-
ben – diesen andern Seiten wollen
wir Raum geben, diesen andern
Seiten Gehör verschaffen». Dann
wünscht sie, dass die Herausgeber
der «anderen seite» auch einmal
spüren, wie viel Einsatz, Freizeit,
Durchhaltewillen und Aufwand
es für die Herstellung einer Zei-
tung braucht. Nach 10 Jahren Er-
fahrung wissen wir das zu Ge-
nüge!

…die als ungebärdiger Säugling
noch einen anderen Namen – ei-
gentlich war es ein Doppelname
– trug. Aber jetzt alles schön der
Reihe nach!

VON THEO AMMANN, MARTHALEN

Zeit: erste Hälfte der 1990er-Jah-
re. Ort: der Bezirk Andelfingen, in
dem damals drei Zeitungen den
Ton angeben. Winterthurwärts
tummelt sich der «Landbote». Das
Ausseramt ist die Domäne der
ebenfalls bürgerlich orientierten
«Schaffhauser Nachrichten». Und
im Zentrum des Weinlandes figu-
riert die stramm rechts stehende
«Andelfinger Zeitung» als Mei-
nungsmacherin. Alles in allem und
angesichts solch pressepolitischer
Einseitigkeit ein steiniges Gelände
für die Aussaat von roten und grü-
nen Ideen. Dabei bringen es hier
im Bezirk die Parteien links der
Mitte immerhin auf einen Wäh-
ler(innen)anteil gegen dreissig Pro-
zent. Wie in aller Welt wollen sie
sich aber Gehör verschaffen?

Das Hauptärgernis residiert im
Bezirkshauptort
Ins verbreitetste Blatt, in die «An-
delfinger Zeitung hineinzukom-
men, gelingt der SP und den Grü-

nen nur in Ausnahmefällen. Und
wenn, bleibt kaum ein Text unge-
schoren. Der Seniorchef der Dru-
ckerei hantiert nach Lust und
Laune mit der Zensur-Schere und
dem Papierkorb. Eingesandtes,
das aus einer von ihm ungeliebten
Ecke stammt, stutzt er bis zur Un-
kenntlichkeit oder schickt es mit
der Begründung, sein Blättli leide
unter Platzmangel, postwendend
zurück. Diffamierende Zusen-
dungen aus dem rechten und ul-
trarechten Lager finden hingegen
in der damaligen «Andelfinger
Zeitung» und womöglich gar auf
der Titelseite liebevolle Aufnah-
me. Überdeutlich wird diese pres-
sepolitische Schieflage im Vorfeld
der Abstimmung über die Mi-
litärabschaffungs-Initiative. Die
GSOA-Sympathisanten werden
als Landesverräter beschimpft, ih-
re Verlautbarungen dem Papier-
korb übergeben. Und dabei stellt
sich nach geschlagener Schlacht
heraus, dass es auch in unserem
Bezirk – wie jetzt die heile Wein-
länderwelt zusammenstürzt! –
von Militärgegnern nur so wim-
melt. Um der Wahrheit die Ehre
zu geben, hier nun eine Zwischen-
bemerkung: die heutige «Andel-
finger Zeitung» ist – und möge das

Vom Ursprung der «anderen seite des Bezirks Andelfingen»…

Roter und grüner Zorn verwandelte sich
auch in Zukunft so bleiben – offe-
ner und ausgewogener als anno
dazumal und für die Roten, Grü-
nen und «Netten» kein Feindbild
mehr. Aber hier wird ja Rückschau
gehalten.

Ab und zu eine Portion Gegengift
Es dürfte im Jahre 1991 gewesen
sein: Da versammeln sich etliche
Mitglieder der beiden benachtei-
ligten Bezirksparteien bei einem
guten Schluck Rosé und einem
Teller gesunder Dinkelguetzli, um
die leidige Pressesituation zu bere-
den und Gegenstrategien auszu-
hecken. Nachdem man nicht ganz
salonfähig dem Zorn über den be-
denklichen Zustand Luft gemacht
hat, reift allmählich die Idee he-
ran, ein Konkurrenz-Blatt auf die
Beine zu stellen. An eine Monats-
oder gar Wochenpublikation ist
zwar nicht zu denken – wo wollte
man auch das Geld dazu herneh-
men? – aber vielleicht könnten die
rote und die grüne Kasse eine vier-
teljährlich erscheinende Bezirks-
zeitung verkraften. Auf Anfrage
hin machen die beiden Parteilei-
tungen das Geld locker. An poten-
tiellen Schreiberinnen und Schrei-
bern fehlt es nicht. Und nun gilt es
nur noch den Namen des Blattes

auszubrüten. Ein Fressen für Hu-
mor begabte und kreative Leute!
Titelvorschläge wie «die rot-grüne
Granate» werden aber nur spasses-
halber gemacht. Ein auf die Miss-
stände hin deutender «Andel-Fin-
ger» kommt ebenfalls nicht in die
Kränze. Anklang hingegen findet
eine Doppel-Titel-Variante. Die
allererste Ausgabe ist mit «die rote
Seite» überschrieben. Dreht man
jedoch die Zeitung um und stellt
sie zugleich auf den Kopf, er-
scheint in ebenso grossen Lettern
der Titel «die grüne Seite». Exakt
in der Mitte der Gazette stossen
dann logischerweise zwei unter-
schiedlich gepolte Seiten aneinan-
der. Ein Umstand, der dem lesen-
den Publikum eine Drehbewe-
gung abverlangt. Ein Vierteljahr
später flattert dann die Ausgabe
Nr. 2 in alle Weinländer Briefkäs-
ten, und diesmal schwingt – Aus-
gewogenheit muss sein! – «die
grüne Seite» obenauf. 

So geht das eine Zeitlang hin
und her, bis sich 1995 eine Pla-
nungsgruppe an ein neues, breiter
abgestütztes Konzept wagt. Als
seinerzeitiger Geburtshelfer wün-
sche ich der Zeitung noch etwas
mehr «Biss» und weiterhin gutes
Gedeihen.

Vielseitige Themen
Nach den ersten Nummern ent-
schieden wir, die Zeitungen je-
weils 3–4 Wochen vor den Ab-
stimmungsterminen erscheinen
zu lassen. Dies erlaubte den Partei-
en, ihre Anliegen zu den Abstim-
mungen einzubringen. Mit Re-
daktionsgesprächen, mit Personen
aus dem Bezirk und Hintergrund-
berichten blickt die Zeitung ins
Leben und Wirken der Weinlän-
der Bevölkerung. 

Trägerverein der Zeitung
Von Anfang an war vorgesehen,
dass für die Finanzierung eine Trä-

gerschaft gegründet werden sollte.
Die Präsidentinnen der Parteien
Doris Braun (SP), Regine Frey,
Erna Straub (Grüne) und ich für
die EVP leiteten die Vorarbeiten
ein und am 14. April 1998 konn-
te der Verein gegründet werden.
Seither sorgt dieser für alle finan-
ziellen Belange der Zeitung. Dank
Mitgliederbeirägen und Insera-
ten, die Hans Häfliger aquiriert,
erfreut sich die Zeitung einer ge-
sunden Finanzlage. 

Nicht zuletzt auch, weil sich
viele Mitarbeitende für wenig 
bis gar keiner Entlöhnung enga-
gieren.

10 Jahre andere seite des Bezirks Andelfingen
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Die andere seite des Bezirks Andelfingen
erscheint viermal pro Jahr und wird in einer Auflage
von 12900 Exemplaren gratis in alle Haushaltungen
des Bezirks verteilt. Spenden werden gerne entgegen
genommen: PC 84-10879-5
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Editorial
Die andere seite bekennt Farbe und blickt zurück
auf 10 Jahre mit 39 Ausgaben: Die schönsten Ti-
telblätter zieren die erste Seite, wie alles begann,
erzählen Theo Ammann und Margrit Wälti auf
Seite 2. In der Mitte sieht man die, welche in den
Anfängen ihren Schweiss, ihre Nerven und ihre
Zeit in die Zeitung steckten. Viel Energie steckt
darin, Energie, die erneuerbar ist und die die
Umwelt in keinster Weise belastet, man nennt es
auch Herzblut und Engagement.

Auf der anderen Seite Energie, welche Schaden
anrichten kann und mit welcher wir sparsam
umgehen müssen. Erdöl, CO2, Atomstrom, Kli-
maerwärmung oder Treibhauseffekt sind Schlag-
worte, die mir beim Wort Energie sofort in den
Sinn kommen. Doch zum Glück gibt es auch
noch andere wie Minergiehäuser, Solarstrom,
Holzfeuerung, Myclimat, Biogas oder 2000-
Watt-Gesellschaft, die auf eine nachhaltige und
umweltverträgliche Energiepolitik hoffen lassen.
Und auf genau diese Hoffnungsträger setzt diese
Ausgabe: mit innovativen und effizienten Mit-
teln zum Erfolg. Energiesparen und saubere
Energiequellen fördern wird auf verschiedenen
Wegen beschrieben. Die Umsetzung aber liegt
bei Ihnen!

Energie und 10 Jahre andere seite sind eine geballt
Ladung, darum auch ausnahmsweise wieder auf
vollen 40 Seiten und einmalig auch mit Farb-
tupfen, die nicht nur inhaltlicher Natur sind.

Martina Straub
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Vor 150 Jahren fieberte das
Weinland und Schaffhausen ei-
nem wichtigen Ereignis entge-
gen: Am 16. April 1857 dampfte
erstmals ein Zug über die neue
Rheinbrücke. Die rauchenden
Dampfrösser verschwanden mit
der Elektrifizierung der Rhein-
fallbahn im Kriegsjahr 1943.Wie
hat sich der öffentliche Verkehr
im letzten Vierteljahrhundert
entwickelt?

VON FELIX FEURER, RUDOLFINGEN

In den 70er-Jahren stellt der
Bahnbeamte vom ersten bis zum
letzten Zug Weichen und Signale
in die richtige Lage, bedient die
Bahnhofsglocke und schwingt
den weiss-grünen Abfahrbefehls-
stab. Im Stationsbüro werden ed-
monsonsche Kartonbillette ge-
stempelt, Frachtbriefe ausgefüllt
und der Lehrling – als Jux – in
flauen Zeiten mit dem Zusam-
menzählen der Wagennummern
beschäftigt. Rangierarbeiter diri-
gieren Stückgüterzüge mittels
Pfeifsignalen oder nachts mit Kar-
bidlaternen auf die Nebengleise,
damit an den Güterrampen Kis-
ten, Fässer und ab und zu eine
Kuh ein- oder ausgeladen werden
können. 

Drei junge SBB-Ingenieure
schmieden in ihrer Freizeit grosse
Pläne, welche das Leben eines an-
sehnlichen Teils unserer Bevölke-
rung beeinflussen werden. Für das

schweizerische Eisenbahnnetz tüf-
teln sie an einem systematischen
Fahrplan mit stündlich gleichen
Abfahrtszeiten und guten An-
schlüssen in den Bahnknoten. So
profitieren seit dem Jahr 1982
auch die beiden Weinländer Li-
nien von Winterthur nach Etz-
wilen bzw. Schaffhausen von der
Einführung des Taktfahrplans. Al-
lerdings gibt es noch einige Takt-
löcher – um 10 und 15 Uhr – und
auch das Postautonetz ist alles an-
dere als engmaschig und dicht.
Die Trülliker müssen sich ent-
scheiden, ob sie um 7, 12 oder 18
Uhr mit dem Bus nach Marthalen

fahren wollen, während die Trutti-
ker auf die eigenen Füsse oder das
Velo angewiesen sind.

Sparwut, Waldsterben und küh-
ne Pläne
Auf politischen Druck aus Bun-
desbern kündigt die Bahn Abstri-
che bei Abendzügen und bei 
der Stationsbesetzung an. Stillle-
gungsgerüchte um die Stammer-
linie bringen 1984 die Konfe-
renz der Gemeindepräsidenten in
Fahrt. Sie arbeiten ein Massnah-
menpaket aus und wissen nach
umfassender Konsultation von
Gemeinden und Parteien die Be-

völkerung hinter sich.
Der öffentliche Verkehr
soll im Weinland ver-
mehrt genutzt und aus-
gebaut werden, einem
rationellen Betrieb will
man sich nicht verschlies-
sen.

Diskussionen um das
Waldsterben bringen
dem öV schweizweit Auf-
trieb: Die Eliminierung
der Taktlöcher, verbilligte
Pendlerabos und die Ge-
burt des 100-fränkigen
Halbtaxabos «Borro-
mini» lassen Fahrgastfre-
quenzen stark steigen.
Glücklicherweise ist die
Zürcher S-Bahn bereits
im Bau.

Am 6. März 1988 findet das kan-
tonale öV-Gesetz Zustimmung
beim Zürcher Volk; auch das
Weinland will teilhaben an der
Neuordnung des Regionalver-
kehrs. Diesmal bringt die Zürcher
Planungsgruppe Weinland den
Stein ins Rollen. Sie gibt ein Bus-
konzept in Auftrag, das nach Vor-
gaben des noch jungen Verkehrs-
verbundes die Dörfer erschliessen
und mit den Bahnhöfen verknüp-
fen soll. Nach konstruktiven Dis-
kussionen in den Subregionen
entsteht das heute noch gültige
öV-Netz Weinland, das rechtzei-
tig auf den S-Bahn- und ZVV-
Start im Frühling 1990 seinen Be-

25 Jahre Taktfahrplan im Weinland

Seit 1982 im Takt

Bald treppenfrei von Volken nach Zürich? Es fehlt nur noch der neue
Bahnhofplatz Henggart. FOTO: MARGRIT WÄLTI
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trieb aufnimmt. Rund 50 Dörfer
zwischen Winterthur und Rhein
sind erschlossen, fünf haben kei-
nen öV-Anschluss, weil sie weni-
ger als die geforderten 300 Ein-
wohner aufweisen.

Abbau? – Umbau – Ausbau
Abbaupläne kommen diesmal aus
dem Zürcher Kantonsrat: Das
Randstundenkonzept sieht für die
Stammerlinie abends und am Wo-
chenende nur noch Busse statt
Züge vor. Dank guten Argumen-
ten, vereinten Kräften der Ge-
meindebehörden und einer viel
beachteten Medienorientierung
aus dem Weinland im Mai 1998
wird die zweifelhafte Sparmass-
nahme im ganzen Kanton ad acta
gelegt.

Umgebaut wird auf der ganzen
Rheinfallbahn. Zuerst in Mar-
thalen, damit in Winterthur
stündlich der Anschluss auf die
S12 klappt; dann entlang der gan-
zen Linie. Ziel ist ein zweiter S33-
Zug. Mit dem Start der Bahn
2000 ist ab Dezember 2004 

auch die Andelfingerlinie zweimal
stündlich mit dem IC-/Schnell-
zugsnetz verbunden, ab kommen-
dem Dezember sogar auch am
Wochenende. Gleichzeitig fährt
ein beschleunigter Zug von
Schaffhausen mit Halt in Neuhau-
sen und Andelfingen über Winter-
thur nach dem Flughafen – Oerli-
kon – Zürich. Mit weiteren Zügen
in der Hauptverkehrszeit steigt das
Sitzplatzangebot pro Stunde auf
rund 2200, knapp doppelt so viel
wie die zweistreifige A4 Autos be-
wältigen mag.

Ausgebaut wird ebenfalls beim
Buszubringer: der Takt ist nun sys-
tematischer und dichter – auch
abends und nachts. Dank initia-
tiven Gemeinden zwischen Thur
und Stammertal sind seit zwei Jah-
ren auch die östlichen und somit
alle Weinländer Gemeinden ans
Nachtnetz des ZVV angeschlos-
sen. Die Nachtschwärmer fahren
damit auch dreissigmal sicherer
nach Hause. Gute Verkehrsver-
hältnisse an den Bahnhöfen laden
zum Umsteigen auf den öV ein.

Langeneggerhaus 

Den Neubau
eingeweiht
(mw) Die Stiftung Langenegger-
haus in Ossingen organisierte im
September ein Fest anlässlich der
Einweihung ihres neuen Wohn-
hauses. Dieses wird bereits seit
Januar von 24 Menschen mit
Behinderungen bewohnt. 

Der Neubau entspricht dem
Minergie-Standard und ist mit
einer ökologisch sinnvollen Pel-
let-Heizung ausgestattet. Neben
dem grossen Vorplatz mit Brun-
nen entstand ein Gartengebäude
mit eingebauten Stallungen für
zwei Schweine und zwei herzige
Esel. Die bisherigen Wohnräume
im «alten» Langeneggerhaus sind
in Beschäftigungsateliers um-
gebaut worden. Damit konnten
die Platzverhältnisse erheblich
verbessert werden. 

Der neue Bahnhofplatz Andelfin-
gen weist Fussgänger, Zweiräder,
Bus und Park+rail separate sichere
Verkehrsflächen zu. Dasselbe soll
auch am Bahnhof Henggart ge-
schehen. Über mehr Sicherheit
und Bequemlichkeit, auch für
Behinderte, stimmen demnächst
die Bürgerinnen und Bürger der
Flaachtalgemeinden und von Dä-
gerlen ab.

Der öffentliche Verkehr hat
sich in den letzten 25 Jahren stark
gewandelt: Billettbestellung per
Telefon oder übers Internet auf
den eigenen Drucker, der Weg
zum Billettautomaten, zum Bus-
chauffeur oder nach einem der we-
nigen bedienten Bahnhöfe Andel-
fingen, Ossingen und Seuzach.
Der öV ist zweifellos anonymer
geworden. Damit können trotz
massiver Angebotserweiterungen
im Kanton Zürich die Beiträge für
Staat und Gemeinden seit zehn
Jahren stabil gehalten werden.  

Voranzeige: 14./15. April 2007: Jubiläum 
150 Jahre Rheinfallbahn, zahlreiche Aktivi-
täten auf Bahnhöfen zwischen Winterthur
und Schaffhausen
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Bekanntlich ist die Klimaerwär-
mung eine Folge unseres immen-
sen Energieverbrauchs. Einige
Weinländer Persönlichkeiten dis-
kutieren über das, was dagegen
zu tun ist und zu tun wäre.

GESPRÄCHSLEITUNG: ALFRED WEIDMANN
TEXT: MARGRIT WÄLTI
FOTOS: ERNST WÄLTI

Seit dem 16. Februar 2005 ist
das Kyoto-Protokoll in Kraft.
Die Schweiz ist gefordert, etwas
zu unternehmen. Wir haben bis
jetzt noch zu wenig erreicht. Was
bedeutet die Klimaerwärmung
für euch?

Furrer: Ich glaube, dass die Klima-
erwärmung seit Jahren zunimmt
und sich ein dramatischer Prozess
abspielt. Wirbelstürme, Erwär-
mung des Ozeans und Über-
schwemmungen sind Zeichen die-
ses Prozesses. Schuld daran sind in
erster Linie fossile Energieträger
(Öl, Gas und Kohle). Es ist darum
sehr dringend, dass sich Politik

und Gesellschaft ernsthaft damit
beschäftigen. 

Herrmann: Diesen Gedanken
kann ich mich anschliessen,
möchte aber noch die extreme
Wüstenbildung erwähnen, die
mit der Klimaerwärmung einher-
geht. Vor allem in Afrika löst das
einen zusätzlichen Mangel an
Nahrungsmitteln aus. In der
Schweiz wird uns das Problem mit
dem Permafrost sehr beschäftigen. 

Meyer: Das CO2 wird frei gesetzt
seit der Industrialisierung durch
die Kohle, heute mit Gas und
Benzin. Das Weinland gehört ver-
mutlich nicht zu den grössten
Frevlern, hingegen wird die
Schwerindustrie mehr und mehr
nach Asien verlagert. Ich weiss
nicht, ob wir dieses Problem je in
den Griff bekommen. Früher wa-
ren wir mit den Firmen wie GF
und Sulzer noch mehr am CO2-
Ausstoss beteiligt. Heute haben
wir mehr Dienstleistungsbetriebe. 

Gesprächsteilnehmer/innen
Felix Feurer, 57, Rudolfingen, Verkehrsplaner, Präsident der Regiona-
len Verkehrskonferenz Weinland, Vorstandsmitglied der Genosol Mar-
tella. Er besitzt einen eigenen Sonnenkollektor für die Warmwasserauf-
bereitung und eine Holzheizung.

Urs-Beat Meyer, 56, Feuerthalen, dipl. Archtitekt SIA, Kreisschätzer
GVZ. Er baut Häuser im Minergie-Standard. 

Käthi Furrer, 50, Dachsen, Primarlehrerin, Schulleiterin, Kantonsrä-
tin. Sie ist Co-Präsidentin von Klar! Schweiz, setzt sich für den Aus-
stieg aus der Atomenergie und für eine umweltschonende Energiever-
sorgung ein. 

Willi Herrmann, 62, Trüllikon, Treuhänder, Erwachsenenbildner. Er
setzt sich für eine nachhaltige Energieversorgung ein, die vor allem re-
gionale Ressourcen nutzt. 

Willi Herrmann, Käthi Furrer, Alfred Weidmann, Urs-Beat Meyer, Felix Feurer.

Das Redaktionsgespräch

Klimaerwärmung – wie weiter?
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Feurer: Es gibt Leute, die am Le-
bensnerv getroffen werden, wie
diejenigen in den Berggebieten,
denen die Häuser wegrutschen.
Wir im Weinland sind eigentlich -
ausser den heissen Sommern mit
einer Reduktion des Ernteertrags -
wenig betroffen. Darum sollten
wir uns auch als Weltbürger ver-
stehen und die Klimaerwärmung
bekämpfen. 

Herrmann: In China und Indien
passiert das Gleiche, wie dies bei
uns mit der Industrialisierung ge-
schehen ist. Nur ist es noch ver-
heerender, weil dort so viele Men-
schen wohnen. Wir müssten ih-
nen eigentlich einen Weg zeigen,
wie sich Ökologie und Ökonomie
vertragen…

Furrer: …damit sie nicht die glei-
chen Fehler machen wie wir. 

Herrmann: Wenn sie die gleichen
Fehler machen wie wir, dann führt
das zu einem Kollaps.

Feurer: Die Schwierigkeit dabei
ist, dass jedes Land wieder grund-
sätzlich seine eigenen Erfahrun-
gen machen muss. Das soll uns
aber nicht daran hindern, unsere
Erkenntnisse weiterzugeben.

Wir sind also einer Meinung. Es
muss etwas passieren, aber was?
Einserseits haben wir die glo-
bale Situation, aber wo fangen
wir bei uns selber an? 

Meyer: Ich baue Minergiehäuser
und weiss, dass das allein nicht
ausreicht. Im Weinland werden

viele Einfamilienhäuser erstellt.
Schauen wir nach Zürich, so tref-
fen wir auf grosse Glasbauten.
Diese sind im Winter energietech-
nisch nicht einmal so schlecht,
aber im Sommer müssen sie ge-
kühlt werden. Wir brauchen heu-
te mehr Energie, die Häuser im
Sommer zu kühlen als im Winter
zu heizen. Von dieser Tatsache
spricht man eigentlich nicht, aber
es ist ein Problem. 

Furrer: Ich kenne meinen Ener-
gieverbrauch einigermassen und
versuche, bewusst mit meinem
Energiekonsum umzugehen. Wir
haben in unserer genossenschaft-
lichen Wohnsiedlung z.B. eine
individuelle Heizkostenabrech-
nung; ich fahre mit dem Velo zur
Arbeit; mein Partner und ich ha-
ben seit jeher ein kleines, ver-

brauchsarmes Auto. Wir verzich-
ten auf einen Zweitwagen, aber
ich bin Mitglied bei Mobility und
setzte mich dafür ein, dass auf dem
Bahnhof Dachsen ein Mobility-
Auto steht. Hauptsächlich reise
ich aber mit dem Zug und habe
ein ZVV-Regenbogenabo. Das
von uns bewohnte Reihenhaus hat
Sonnenkollektoren für das Warm-

wasser und ein Doppelschalen-
mauerwerk mit hohem Isolations-
wert. Und nicht zuletzt setze ich
mich politisch für die Förderung
umweltschonender Energien ein.

Feurer: Ich schreibe schon seit 25
Jahren meinen Energieverbrauch
auf. Vom Gesamtverbrauch mei-
ner Familie ausgerechnet, brauche
ich persönlich pro Jahr 1600 kWh
Strom (davon die Hälfte Natur-
strom aus Marthalen), 2 Ster
Holz, 33 Bürdeli und 280 Liter
Benzin. Mein Arbeitsweg mit dem
Zug und mein Energieverbrauch
an meinem Arbeitsplatz sind nicht
mitgerechnet. Interessant ist, dass
wir vor Jahren noch viel weniger
Apparate besassen und trotzdem
unseren Stromverbrauch auf 90
Prozent reduzieren konnten. Ich
möchte auch betonen, dass wir

mit weniger Energiever-
brauch nicht weniger Le-
bensqualität haben.

Meyer: Für das Holz ho-
len, für die Herstellung
der Bürdeli und für das
Einfeuern brauchst du
aber Zeit. Es geht nicht
alles automatisch. Du
musst Opfer bringen.

Feurer: Das sind für mich keine Op-
fer, das ist sinnvoller Zeitvertreib.
Beim Holz spalten kann ich mei-
nen Gedanken nachhängen, das ist
kein Verlust von Lebensqualität. 

Furrer: Du bist bereit, einen per-
sönlichen Aufwand zu betreiben,
damit du die Ziele erreichen
kannst. Es ist aber für viele Leute

ein Problem, sich so viel Zeit zu
nehmen, um Energie sparen zu
können.

Herrmann: Auch ich spalte Holz
und brauche das Cheminée mit ei-
ner Umluftheizung, vor allem in
der Übergangszeit. Meine Ölhei-
zung habe ich durch eine Wärme-
pumpe ersetzt. Ich bin Mitglied
von Genosol Martella. Meinen
Energieverbrauch kenne ich und
achte bei meinen Konsum- und
Investitionsentscheiden sehr auf
die graue Energie. 

Meyer: Vom raumplanerischen
Standpunkt aus, müsste man am
Bahnhof Marthalen ein verdichte-
tes Zentrum bauen mit Arbeiten
und Wohnen. Das braucht weni-
ger Energie als die Einfamilien-
häuser auf freiem Feld. Das wissen
wir eigentlich schon lange, aber
wir handeln nicht danach.

Wie schätzt ihr das Bewusstsein
in eurem Umfeld ein? Und habt
ihr schon von der Vision 2000-
Watt-Gesellschaft der ETH ge-
hört? Oder vom Klima-Master-
plan? 

Feurer: Ich habe den Klima-Mas-
terplan gelesen. Diese Arbeit ist
gut für Wissenschafter, muss aber
noch in die Praxis umgesetzt wer-
den. Warum nicht einen «Muster-
Haushalt» darstellen? Beispiels-
weise kann man während einer
Zugfahrt arbeiten und damit Zeit
gewinnen. Man weiss, dass bei 30
Prozent aller Autofahrten nur eine
Strecke bis 3 km zurückgelegt
wird. Diese Distanz kann zu Fuss

«In unsern Nachbarländern
Österreich und Deutsch-
land wird die Sonnenener-
gie sehr viel stärker gefördert
als in der Schweiz. »

Willi Herrmann
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oder per Velo zurückgelegt wer-
den und man hätte damit zusätz-
lich noch etwas für die Gesund-
heit getan. Probieren geht über
studieren – oft resultiert daraus
ein Gewinn.  

Furrer: In meinem Umfeld reali-
siere ich ein relativ hohes Bewusst-
sein, weil sich dieses Umfeld poli-
tisch auch in dieser Richtung
engagiert. Aber ich sehe z.B. zu
viele überdimensionierte Autos
herumfahren. Die Leistung dieser
Motoren kann gar nicht ausge-
nützt werden und sie verbrauchen
viel zu viel Energie. Ich bin
besorgt darüber, dass trotz Fern-
sehbilder und Zeitungsberich-
ten über bedrohliche Situationen
noch zu viele Leute sorglos mit der
Energie umgehen. Es braucht eine
stetige und aufklärerische Über-
zeugungsarbeit, nebst Druck und
Anreiz. 

Herrmann: Mir ist ein Kernsatz
geblieben, den mir ein Schüler ge-
stellt hat. «Warum ist eigentlich
das, was gut ist teurer und das, was
schlecht ist billiger?» Und ich fra-
ge mich: «Warum sind eigentlich
alternative Energien teurer als
Atomstrom?» Rechneten wir bei
den erschöpflichen Energien de-
ren tatsächliche Kosten bei der
Gewinnung, Nutzung und Ent-
sorgung gemäss der Ökobilanz
von Professor Binswanger (1972)
nach dem Verursacherprinzip auf,

würden Erdöl, Erdgas und Atom-
strom mittel- bis langfristig so teu-
er, dass sie immer weniger gefragt
wären. Die erneuerbaren Energie-
quellen wären wohl teurer als heu-
te die fossilen, aber wir würden sie
auch effizienter nutzen. Unsere
globalen und lokalen Umweltpro-
bleme sind wie ein gordischer
Knoten. Die Schweizer und
Schweizerinnen sollten als inno-
vative Bevölkerung vorangehen
und diesen gordischen Knoten
durchschneiden. Wir benötigen
eine umfassende Einführung des
Verursacherprinzips in allen Le-
bensbereichen, eine Äufnung von
Öko-Kapital zur Kreditierung
von umweltschonenden Innova-
tionen. Die Schweiz würde gewin-
nen, vor allem im Bildungs- und
Forschungsbereich.

Meyer: Ich führte die Energiedis-
kussionen mit den Bauherren
schon vor 10 Jahren. Ich wollte
immer besser isolieren, stiess aber

auf kein grosses Echo. Je höher der
Benzin- oder Ölpreis steigt, desto
eher werden Energiesparmassnah-
men Anklang finden. Es geht ver-
mutlich nur über das Portmonee. 

Feurer: In der Stadt Zürich haben
43 Prozent der Haushalte kein
Auto. 

Furrer: In der Stadt ist ein Auto
eher ein Hindernis. Weil die Ver-
kehrs-Erschliessung so optimal
ist, braucht man es gar nicht. Als
ich berufstätig wurde, war für
mich ein Wohnort mit Bahnhof
ein Kriterium. 

Feurer: Gemäss kantonaler Leit-
linie ist die Entwicklung der Sied-
lungsstruktur schwerpunktmässig
auf den öffentlichen Verkehr aus-
zurichten. Neueinzonungen in
Adlikon und Humlikon haben es
darum nicht einfach.

Meyer: Aber es wollen alle Dörfer
wachsen und das ist ökologisch
nicht sinnvoll. 

Beim Erdöl zeichnet sich ein
Ende des Wachstums ab. Wir
sind aber stark von fossilen Ene-
gien abhängig. Was ist zu tun?

Herrmann: Die Erdölgewinnung
war der einfachste Weg. Die Koh-
lenvorräte sind viel grösser, aber
die aktuelle Technologie erlaubt
keine umweltschonende Nut-
zung. Erdöl wird verbraucht, so
lange bis die Vorräte erschöpft
sind. Die Sonnenenergie würde
hingegen ausreichen, unsern gan-
zen Energiebedarf zu decken. 

Feurer: Betreffend CO2-Reduk-
tion gemäss Kyoto-Zielen haben
die Industrie und das Gewerbe
Fortschritte gemacht. Wo wir die

Ziele klar verfehlen, das
ist beim Autoverkehr.
Ein Grund ist die Zu-
nahme an Energie fres-
senden Autos. Die Ben-
zinpreise sind immer
noch zu billig.

Herrmann: Wenn wir
den Benzinpreis im Jahr
1973 (Erdölkrise) mit
der Teuerung aufrech-
nen würden, müsste der

Liter Benzin heute knapp Fr. 3.50
kosten. 

Meyer: VW produzierte vor ein
paar Jahren ein Auto mit gerin-
gem Benzinverbrauch. Wegen ge-
ringer Nachfrage wurde die Pro-
duktion wieder eingestellt.

Furrer: Es gab verschiedene An-
läufe mit verbrauchsarmen Autos.
Sie werden aber nicht gekauft. 

Feurer: Man könnte solche sinn-
volle Angebote mit Anreizen stüt-
zen. Die hohen Steuerabzüge für
den Arbeitsweg gehen bezüglich
Raumentwicklung in die falsche
Richtung. Wer am Ort arbeitet,
wo er wohnt, wird damit bestraft.
Vor zwanzig Jahren wurden in Ba-
sel diese Abzüge für alle begrenzt
und mit den gewonnenen Steuer-
einkünften die Einführung des
Umweltabonnements bezahlt. 

Furrer: Bei den fossilen Energie-
trägern ist die Frage, was jetzt zu
tun ist, um diese zu reduzieren. 
Es gibt zwei Schlüssel-Begriffe:
Energieeffizienz und erneuerbare
Energien. Bei der Effizienz ist
schon einiges erreicht worden.
Für die erneuerbaren Energien
gibt es gute Konzepte. Eines heisst
«Unterwegs zur Vollversorgung
mit erneuerbarer Energie». Viele
meinen, es sei unrealistisch. Aber
mit einem Strauss von Massnah-
men haben wir eine Chance für
die Zukunft. Es braucht Investi-
tionen von der öffentlichen Hand
und von der Wirtschaft und dazu
den politischen Willen sowie die
Bereitschaft der Bevölkerung. Die
nächsten zwei, drei Generationen
haben diese grosse Aufgabe zu
lösen. 

Zentral im Masterplan ist die
Energiebesteuerung. Um die
Klimaerwärmung global bei
höchstens 2 Grad zu halten,
müssten wir in der Schweiz 
90 Prozent weniger CO2-Aus-
stoss erreichen. Wie kann man
das erreichen?

Meyer: Ich finde es sehr positiv,
dass verschiedene Weinländer
Gemeinden zentrale Holzschnit-
zelheizungen eingerichtet haben.
Holz ist CO2-neutral und wächst

Käthi Furrer.

«Ein langer Atem ist not-
wendig im Kampf um eine
schonende Energieversor-
gung. Ich setze einerseits auf
den Einbezug der Bevölke-
rung und setze Hoffnungen
auf die Politik.» 

Käthi Furrer
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wieder nach. Verschiedentlich
konnten wir in den Häusern Pel-
lets-Heizungen einrichten. Na-
türlich ist das nicht eine Lösung
für die ganze Schweiz. Auch Was-
ser-Wärmepumpen mit einer
Sonde sind vorteilhaft. Wir ha-
ben allerdings das Problem, dass
an gewissen Orten der Grund-
wasserbezug beschränkt ist. Im
Bereich von Trinkwasserfassun-
gen dürfen keine Erdsonden ge-
bohrt werden. 

Feurer: Aber die Erdsonden brau-
chen auch Strom. Darum sollten
Minergie-Bauten vorgezogen wer-
den, bei Neubauten auf alle Fälle. 

Furrer: Ich möchte nochmals auf
die Energieeffizienz zurückkom-

men. In den letzten Jahren konnte
der Energieverbrauch vieler Ma-
schinen und Apparate reduziert
werden. Die modernen Geräte
brauchen nur noch etwa die Hälfte
des Stroms wie diejenigen unserer
Eltern. Doch nützt es wenig, wenn
nur die Privaten den Energiever-
brauch drosseln. Grössere Auswir-
kungen hätte es, wenn die Indus-
trie und die öffentlichen Betriebe
neue, effiziente Technologien be-
nützen würden. Was mich zudem
sehr beschäftigt ist, dass trotz die-
sen Einsparungen der Energiebe-
darf immer noch steigt. 

Herrmann: Drei Kriterien sind
ausschlaggebend: Erstens der
Standby-Betrieb der Apparate,
zweitens das Mengenwachstum

und drittens die Preisgestaltung.
Grossverbraucher bezahlen tiefere
Energiepreise als Normal- oder
Kleinverbraucher. Der sparsame
Energieverbraucher müsste be-
lohnt werden. 

Furrer: Ich hoffe auf Verordnun-
gen und Forderungen vom Bun-
desamt für Energie, da ich meinen
Glauben an die Freiwilligkeit et-
was verloren habe. Wichtig sind
z.B. Lenkungsabgaben wie die
CO2-Abgabe und der Stromrap-
pen, aber auch die konsequente
Förderung der zukunftsträchtigen
erneuerbaren Energien. 

Feurer: In unserer Volks-Demo-
kratie geht alles nur über den poli-
tischen Weg. Eine Verhaltensän-
derung wird über das Bewusstsein
und die persönliche Betroffenheit
erreicht. Dann wird das Volk den
entsprechenden Gesetzen zum
Durchbruch verhelfen. 

Meyer: Ein Beispiel aus meiner
Bautätigkeit: Ich habe mich im-
mer dafür eingesetzt, dass man
schweizerische Natursteine be-

nutzt. Aber heute sind die Trans-
portkosten so gering, dass die in-
dischen, chinesischen und brasi-
lianischen Steine billiger sind als
der Granit aus Andeer.

Herrmann: In den erwähnten
Ländern sind die Sozialleistungen
miserabel. Ich meine darum, dass
eine Bewegung von unten kom-
men muss.

Furrer: Hin und wieder sehe ich
einen Streifen am Horizont durch
die Entscheidungen von «oben»,
aber klar braucht es auch die Be-
wegung von «unten».

Meyer: Den «Eier kochenden»
Bundesrat Ogi hat man nicht ver-
gessen. Nun müsste einmal einer
hinstehen und über die Energiebi-
lanz sprechen. Den Leuten klar
machen, dass z.B. zweimal im Jahr
nach den Seychellen oder irgend
wohin zu fliegen, nicht mehr drin
liegt und die Bilanz nicht mehr
stimmt, auch wenn in ihrem
Haushalt nur 2000 Watt ver-
braucht werden. 

Feurer: Die Vorbildfunk-
tion ist sehr wichtig. Wir
haben im Weinland zwei
Gemeinden, die das La-
bel «Energiestadt» erhal-
ten haben: Rheinau und
Ossingen. Sie müssen
fortan den Nachweis er-
bringen, dass sie sich in
der Energiefrage weiter-
hin bemühen. Rheinau
und Ossingen haben ei-
ne Vorbildfunktion und
die Bevölkerung steht

Felix Feurer.

«Rheinau und Ossingen
haben das Label ‹Energie-
stadt› erhalten und haben
eine Vorbildfunktion. Schön
wäre es, wenn sich andere
Gemeinden auch bewerben
würden, Potential ist vor-
handen. » 

Felix Feurer

Anzeige:
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hinter ihnen. Schön wäre es, wenn
sich andere Gemeinden auch be-
werben würden, Potential ist vor-
handen. 

Furrer: Im europäischen Bereich
gibt es ebenfalls gute Beispiele. Ei-
ne Organisation, die alle Vor-
kommnisse rund um das Thema
Energie sammelt, berichtet, dass
Projekte mit erneuerbarer Energie
im Trend sind. In Deutschland
und Frankreich wird z.B. im gros-
sen Stil Windenergie genutzt. 

Herrmann: In unsern Nachbar-
ländern Österreich und Deutsch-
land wird die Sonnenenergie sehr
viel stärker gefördert als in der
Schweiz. 

Sprechen wir noch über die
2000-Watt-Gesellschaft. Die
ETH-Wissenschafter, die diese
Vision entworfen haben, haben
berechnet, dass sie mit dem heu-
tigen Wissen und den heutigen
Technologien erreichbar wäre. 

Feurer: Der Begriff «2000-Watt-
Gesellschaft» müsste für das Volk
umgesetzt werden. «Wie kann ich
leben? Was muss ich veranlassen,
damit ich zu dieser Gesellschaft
gehöre?» Das sind Fragen, die man
verständlich erklären müsste. 

Herrmann: Die 2000-Watt-Ge-
sellschaft ist für mich viel zu eng

gefasst und ein Flickwerk. Es ist
nicht voll durchdacht. Wir müss-
ten nur das Verursacherprinzip
konsequent anwenden und um-
fassend anwenden, d.h. wer Um-
weltschäden verursacht, soll sie
auch vollumfänglich bezahlen.  

Sie ist eine Vision. Man weiss
noch nicht, wie sie konkret rea-
lisiert werden kann. Erste
Schritte müssten aber unbedingt
bald eingeleitet werden.

Furrer: Mir gefällt an den Vor-
schlägen, dass man die «Latte»
hoch setzt und hohe Anforderun-
gen stellt. So besteht die Möglich-
keit, dass innerhalb der nächsten
Jahre ein Teilbereich realisiert wer-
den kann. 

Herrmann: In Österreich wurden
120000 Arbeitsplätze allein im
Umweltbereich geschaffen. Ich
bin überzeugt, dass wir sicherere
Arbeitsplätze hätten, wenn wir die
öko-
logische Marktwirtschaft einfüh-
ren würden. Ökologische Markt-
wirtschaft bedeutet für mich kon-
sequente Überwälzung der exter-
nen Kosten. Dann hätten wir
mehr Arbeitsplätze, das soziale
Netz würde entlastet. 

Furrer: Ich bin absolut einverstan-
den mit der Forderung nach Um-
setzung des Verursacherprinzips.

Das ist eine alte Forderung der
Grünen und der SP. Bis jetzt brach-
ten wir es nicht fertig, diese zu ver-
wirklichen. Darum finde ich es
sinnvoll, nach weiteren Massnah-
men zu suchen. 

Meyer: Es braucht irgendwo einen
Durchbruch in der Frage des Ver-
ursacherprinzips. Das war bei der
Abfall-Entsorgung auch so. Den-
ken wir an die Sackgebühren. Was
wurden da alles für Befürchtun-
gen geäussert! Heute spricht man
nicht mehr davon. Und die Keh-
richtgebühren werden erst noch
reduziert.

Wie können wir es fertig brin-
gen, dass man in den Energie-
fragen langfristiger denkt? 

Furrer: Bauen ist eine langfris-
tige Handlung. Das heisst, dass
die Isolation überdurchschnitt-
lich gut sein muss, energiefreund-
liche Heizungen eingerichtet
werden, Warmwassergewinnung
möglichst über die Sonnenbe-

strahlung läuft usw. Ich bin über-
zeugt, dass immer noch laufend
gebaut wird, ohne auf diese Dinge
zu achten. Als Vorbild sollte die
öffentliche Hand vorangehen. Sie
betreibt viele grosse Gebäude. 

Feurer: Gibt es eine Auszeichnung
oder einen Preis für ein Energie-
haus?

Meyer: Wer ein Minergiehaus bau-
en lässt, erhält eine Urkunde vom
Kanton. Diese gehört zum Haus. 

Was macht man aber mit den
Altbauten?

Meyer: Wir haben schon alte Häu-
ser auf Minergie-Standard umge-
baut. Das ist wegen der Lüftung

installationsmässig relativ auf-
wendig.

Feurer: Wir haben die Isolation
unseres 300 Jahre alten Hauses
über Jahre hinweg verbessert. Ich
schätze, dass wir nun etwa 30 Pro-
zent weniger Holz brauchen. 

Was ist zu tun bei der Mobili-
tät? Wie bringen wir die Leute
dazu, Fahrzeuge zu kaufen, die
wenig Benzin brauchen?

Feurer: Für mich ist zentral, dass
der Pendlerabzug bei der Steuer-
erklärung falsche Anreize gibt. 

Meyer: Ich glaube nicht, dass die
Steuerabzüge eine so grosse Rolle
spielen. Für mich steht eine mas-
sive Treibstoffverteuerung an ers-
ter Stelle. Damit würden die
verbrauchsarmen Autos wieder
gefragt. 

Herrmann: Ja, man sollte den
Benzinpreis während 10 Jahren je-
des Jahr um 50 Rappen erhöhen,

und zwar unabhängig vom
Ölpreis. So könnte sich je-
der anpassen. 

Was ist mit dem Klima-
rappen?

Meyer: Wir Architekten er-
halten nun Prospekte zum
Klimarappen. Jetzt kann
ein Bauherr ein Gesuch
stellen, wenn er sein altes
Haus umfassend sanieren

will. Dazu gehören die wärme-
technische Erneuerung der Fens-
ter, des Daches und der Fassaden.

Herrmann: Die Verwendung des
Klimarappens ist ökonomischer
als die Rückerstattung der eidg.
Umweltabgabe von Fr. 1.40 pro
Person und Monat über die
Krankenkasse. Beim Klimarappen
wird das Geld gebündelt und kon-
zentriert eingesetzt. So entsteht
auch mehr Arbeitsvolumen zur Si-
cherung von Arbeitsplätzen.

Feurer: Im Masterplan wird emp-
fohlen, die Verkehrsfläche nicht
zu vergrössern. 

Furrer: Für mich ist das ein sehr
wichtiges Anliegen. Zurückhal-

Urs-Beat Meyer.

«Für mich steht eine 
massive Treibstoffverteue-
rung an erster Stelle. 
Damit würden die
verbrauchsarmen Autos
wieder gefragt.»

Urs-Beat Meyer
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tung im Strassenbau ist dringend,
hingegen soll der Ausbau des öf-
fentlichen Verkehrs weiter geför-
dert werden.

Feurer: Ein investierter Franken
pro transportierte Personenein-
heit ist im öffentlichen Verkehr
viel effizienter eingesetzt als im
Strassenverkehr. 

Wie geht es weiter mit dem
wachsenden Strombedarf?

Meyer: Es kann nicht unser Ziel
sein, den Strom aus Atomkraft-
werken der Ukraine zu beziehen,

um unser Strommanko damit auf-
zufüllen. Dieses Problem ist in
Europa nicht gelöst. 

Herrmann: Ich möchte daran erin-
nern, dass wir vor dem Bau unse-
rer Atomkraftwerke 77000 Klein-
Kraftwerke betrieben. Natürlich
war damals der Stromverbrauch
noch geringer. Wir könnten ei-
gentlich einmal etwa 3500 davon
wieder in Betrieb nehmen. 

Meyer: Das ist bereits im Tun.

Herrmann: Für mich gibt es ei-
gentlich nur eine Lösung: die de-

Willi Herrmann.

zentrale Energieversorgung. Beis-
piele sind die Biogasanlage in
Marthalen oder der Treibstoff-
ersatz aus Rapsöl. 

Furrer: Es muss eine Palette von
Alternativen geben …

Herrmann: …und zwar vorwie-
gend dezentral. Das beschert uns
in vieler Hinsicht einen höheren
Nutzen, z.B. Wärme-Kraft-Kop-
pelungsanlagen mit sehr hohem
Wirkungsgrad. 

Feurer: Es braucht auch Käufer.
Gegenwärtig ist zwar die Nachfra-
ge nach Alternativenergie noch
grösser als das Angebot. 

Wie seht ihr die Zukunft? Pessi-
mistisch oder optimistisch?

Herrmann: Die vorgeschlagenen
Massnahmen im Masterplan sind
eine Teillösung. Ich möchte lieber
eine Gesamtlösung. Es ist nur ein
Spatz in der Hand und keine Tau-
be auf dem Dach. 

Feurer: Die Herausforderung ist,
unser Verhalten bezüglich Ener-
gieverschwendung zu verändern.
Wir müssen hinüberbringen, dass
dies auch eine Frage der Gerech-
tigkeit ist, dass auch andere Län-
der Anspruch auf gleich viel Ener-

gie haben. Weniger Energiever-
brauch ist nicht nur Verzicht, son-
dern auch Gewinn. 

Meyer: Ich finde es wichtig, dass
die Latte bei der Zielsetzung hoch
angesetzt ist. Wir müssen uns als
Wanderprediger betätigen, auch
wenn wir wissen, dass unsere de-
mokratischen Entscheidungswege
lange sind. 

Furrer: Ich sehe in dieser Angele-
genheit nicht dunkelschwarz. Es
hat sich schon einiges geändert.
Ein langer Atem ist notwendig im
Kampf um eine schonende Ener-
gieversorgung. Ich setze einerseits
auf den Einbezug der Bevölkerung
und setze Hoffnungen auf die Po-
litik. Sie versteht mehr und mehr,
dass eine umweltgerechte Energie-
versorgung sich lohnt und uns in
eine sicherere Zukunft führen
wird. Sie wird mehr und mehr auf
verträglichere Energieformen set-
zen und nicht mehr auf die Ab-
hängigkeit von fossilen Energien
und der gefährlichen Technologie
der Atomkraft.

Der Klima-Masterplan ist zu finden unter 
www.wwf.ch/de/derwwf/themen/klima/
links/index.cfm

WWF Schweiz, Patrick Hofstetter
Hohlstr. 110, Postfach, 8010 Zürich

Angaben zum Kyoto-Protokoll unter 
www.de.wikipedia.org/wiki/kyoto-Protokoll
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Die «Allianz für eine verantwor-
tungsvolle Klimapolitik», beste-
hend aus 51 Organisationen,
hat mit einem «Masterplan» den
Weg zu einer klimaverträgli-
chen Schweiz aufgezeigt.Ziel ist
die Stabilisierung unseres Welt-
klimas durch eine schrittweise
Reduktion des CO2-Ausstosses.

VON ALFRED WEIDMANN, UHWIESEN

Das Klima ändert sich in beängs-
tigendem Ausmass. Seit Beginn
des Industriezeitalters ist die
Temperatur global um 0,7 Grad,
in der Schweiz um 1,3 Grad ge-
stiegen. Die Folgen sind spürbar:
Schwund der Gletscher, Wetter-
extreme, Dürrephasen und Über-
schwemmungen. Am Erdgipfel
1992 in Rio wurde das Klimapro-
blem erkannt. Als Ziel wurde for-
muliert, den weltweiten Tempe-
raturanstieg unter 2,0 Grad zu
halten. Im Kyotoprotokoll sind
die ersten Reduktionsschritte für
CO2 festgelegt worden. Die
Schweiz hat das Protokoll ratifi-
ziert und im CO2-Gesetz eine Re-
duktion des CO2-Ausstosses bis
2010 um 10 Prozent vorgesehen. 

Zielpfad für die Schweiz
Um die globalen Ziele zu errei-
chen, muss die Schweiz den Aus-
stoss von klimawirksamen Gasen
bis 2050 um 90 Prozent senken.
Dieses hochgesteckte Ziel zu er-

reichen ist die grosse Herausforde-
rung des 21. Jahrhunderts, die nur
mit einer gemeinsamen Aktion zu
erreichen ist. Durch den Einsatz
heutiger Technologie und Ener-
gieeffizienz kann der Energie-
verbrauch bei gleichbleibendem
Lebensstandard um 40 Prozent ge-
senkt werden. Für weitere Reduk-
tionen braucht es neue Techno-
logien und Verhaltensänderungen. 

Massnahmen umstritten
Dass wir handeln müssen, ist un-
bestritten. Wie und wie schnell
die Entwicklung in die gewünsch-
te Richtung gehen, ist hingegen
heftig umstritten. Der Masterplan
liefert einen Vorschlag und fordert
uns auf, langfristig und global zu
denken. Er gibt einen Orientie-
rungsrahmen für Entscheide, die
langfristige Auswirkungen haben,
wie die Raumplanung und der
Ausbau der Verkehrsinfrastruktur.

Eine besondere Verantwortung 
Zusammen mit den anderen In-
dustrieländern haben wir mit un-
serem hohen Energieverbrauch
das Klimaproblem wesentlich mit
verursacht. Als technisch fortge-
schrittenes Land mit hohem Bil-
dungsniveau können wir zur Effi-
zienzsteigerung Lösungen erarbei-
ten, die weltweit von Nutzen sind.
Mit der Förderung der erneuerba-
ren Energien ersetzen wir fossile

Energieträger und vermindern
unsere Abhängigkeit von Erdöl
und Erdgas und ihren Lieferanten.

Importierte graue Energie 
40 Prozent der von uns verursach-
ten Emissionen entfallen aufs Aus-
land, nämlich bei der Herstellung
der importierten Güter. Auch die-
se können stark reduziert werden.
Dies ist möglich im Sektor Ener-
gie, wo bei geringem Import auch
die Energie zur Gewinnung sinkt.
Bei der Landwirtschaft, wo bei 
der Baumwollproduktion, dank
biologischem Anbau, die Energie
reduziert werden kann. Die ver-
bleibenden Importe grauer Treib-
hausgase sind mit CO2-Einspa-
rungen mittels Klimaprojekten im
Ausland zu kompensieren. Dies
geschieht bereits heute mit CO2-
Zertifikaten-Handel oder mit
Myclimate-Tickets bei Flugreisen.

Leben mit 2000 Watt
Die ETH Zürich kam 1992 zum
Schluss, dass die Vision 2050 mit
einer Tonne CO2-Ausstoss pro
Person und Jahr zu erreichen ist.
Mit dem Begriff «2000-Watt-Ge-
sellschaft» wurde dieses Ziel an-
schaulich gemacht. Statt wie heu-
te 6000 Watt sollen wir künftig
noch 2000 Watt brauchen, wobei
noch 500 Watt aus fossilen Ener-
gien sowie 1500 Watt aus erneuer-
baren Energiequellen stammen. 

Katalog der Instrumente
Keine Einzelmassnahme kann 
das Klimaproblem lösen, sondern
es braucht eine Kombination 
von marktwirtschaftlichen, politi-
schen und freiwilligen Massnah-
men. Der Masterplan setzt primär
auf marktwirtschaftliche Len-
kungsinstrumente: nämlich sofort
auf eine CO2-Abgabe auf Brenn-
und Treibstoffen, langfristig auf
eine dynamische Lenkungsabgabe
auf sämtlichen Treibhausgasen
und Energieträgern.  

Ein besseres Klima rechnet sich
Investitionen in den Klimaschutz
lohnen sich volkswirtschaftlich.
Mit geeigneten Instrumenten
muss nun der volkswirtschaftliche
Nutzen auch für den Einzelnen
spürbar und lohnend gemacht
werden. Ist die Aufgabe des Kli-
maschutzes einmal politisch ak-
zeptiert und wird auf dem Wege
Richtung 2000-Watt-Gesellschaft
konsequent vorgegangen, so wer-
den sich bald alle Entscheidungen
am Klimaschutz orientieren.

Die Zeit drängt: 
Die Grundlagen für den Master-
plan sind bekannt. Was fehlt, ist
der politische Wille und der Ent-
scheid für den Klimaschutz. Je
früher wir starten, umso eher wer-
den wir das Ziel erreichen!

Klima-Masterplan für die Schweiz

Klimaänderung ist Tatsache!
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Anzeige:

«Ein neues Haus plane nach Mi-
nergie – dein altes Haus saniere!
– Aber wie?» Seit Jahren verfol-
ge ich die Entwicklung der er-
neuerbaren Energien. Es ist mir
ein sehr grosses Anliegen, dass
wir von den erschöpflichen
Energien wegkommen. So habe
ich mein Haus in Etappen um-
gestellt.

VON WALTER WEISS, HETTLINGEN

Wenn der Ölpreis, wie vor einem
Jahr, auf 90 Franken pro 100 Li-
ter steigt, tut es Hausbesitzern
und Mietern weh. Auch darum,
weil oft Klimakatastrophen und
Kriege um Erdöl mit dabei sind.
Nach einiger Zeit folgen Gas-
und Strompreise dem Ölpreis.
Die beiden, Erdgas und Atomu-
ran tragen ebenfalls zu unserer 
56-prozentigen Auslandabhän-
gigkeit bei und schaden der Um-
welt zulasten von Mensch und
Tier. 

Energie der Zukunft?
Welchen Weg soll nun ein Haus-
besitzer einschlagen? Welches ist
die Energie der Zukunft? Zur
Auswahl stehen saubere, erneu-
erbare und einheimische Ener-
gieträger wie Sonne, Biomasse
(Holz u.a.), Wasser, Wind und
später Erdtiefenwärme. For-
schungsgelder müssen konse-
quent auf diese «Erneuerbaren»
umgeleitet werden. Sie schaffen

derstandsheizungen, wo doch die
Speicherseen für den Winter auf-
gefüllt werden und die Gletscher
schwinden). 

Zur dritten Etappe liessen wir
uns, nach einem Besuch der Inter-
nationalen Messe für Holz und
Biomasse 2002 in Hannover, 
von Holz-Pellets überzeugen: Weg
vom Öl, raus mit dem bald 20-
jährigen Ölkessel! An seine Stelle
kam ein KWB-Pellet-Heizkessel*,
ein Typ, der sich in Österreich seit
langem bewährt hatte. Drei Win-
ter hat er nun störungsfrei hinter
sich. Für uns bedeutet das Kom-
fort. Nur die Asche muss man 3–4
Mal pro Winter entsorgen. Zum
Beispiel im Garten beim Gemüse,
das sichtbar gedeiht. Aus 4200 kg
Pellets pro Winter zu 1400 Fran-
ken entstanden nur 9 kg Asche.
Das beweist die nahezu vollständi-
ge Verbrennung, neutral im CO2-
Kreislauf und mit minimsten
Schadstoffemissionen. Während
der Erdöl- und Erdgaspreis enorm

nach oben zitterte, blieb der Pel-
letpreis konstant. Das Öl aus Ly-
bien legt einen Seeweg von über
2000 km oder dasjenige aus Nige-
ria von über 8000 km zurück. Im
Vergleich dazu beträgt der Trans-
portweg der Pellets von Stamm-
heim zu uns nur 20 km.

Dieses Beispiel zeigt, dass auch
energetische «Altlasten» von Häu-
sern für eine nachhaltige Ener-
giezukunft aufgerüstet werden
können, ohne von den unver-
schämten Preistreibern importier-
ter und erschöpflicher Energien
wie Erdöl, Erdgas und Atomuran
abhängig zu bleiben. 

* KWB bedeutet Kraft – Wärme – Biomasse.
KWB ist der führende Hersteller in Europa
von Heizanlagen für Biomasse-Brennstoffe.

Die Energiebilanz unserer Pelletheizung:
45% Wärme aus Sonnenkollektoren + 50%
Wärme aus Holz-Pellets = 95% erneuerbare
Wärmeenergie + 5% Atomstrom für Pellet-
herstellung und Zirkulationspumpen 
= 100% Energieaufwand

Walter Weiss war Spengler-Sanitär-Fach-
lehrer. Nach der Pensionierung als Senior-
fachlehrer in Arbeitseinsätzen in Australien,
in Saudi Arabien und viermal in Indonesien.

auch sinnvolle Arbeitsplätze. Im
Vordergrund stehen Holz und
Sonne.

Ein Beispiel 
Unser Haus, Jahrgang 1966, heu-
te mit zwei Wohnungen und 
200 m2 Energiebezugsfläche aus-
gebaut, wurde in Etappen wäh-
rend zwei Jahrzehnten energe-
tisch saniert. Zentralheizung und
Warmwasser wurden einst durch
einen Ölkessel mit Wärme ver-
sorgt. Als erste Etappe wurde 1979
eine Aussenwärmedämmung mit
100 mm starken Styroporplatten
angebracht. Vom ersten Tag an
wurde erhöhte Behaglichkeit im
Haus wahrgenommen und der
Ölverbrauch sank um etwa einen
Drittel. Später wurden im Dach-
gebälk die Hohlräume mit Jsofloc-
Zeitungsschnitzeln ausgeblasen
und Wärmeschutzfenster einge-
baut. 

Die zweite Etappe umfasste
schon 1986 die Nutzung von Son-
nenenergie mit 20 m2 Wärme-
kollektoren. Ich staune, dass nach
einer Revision die Anlage viele
weitere Jahre Gratisenergie brin-
gen kann. Und da gibt es noch
Leute, die sagen, Sonnenenergie
sei teuer! Während dem Sommer-
halbjahr beziehen wir zu 100 Pro-
zent Sonnenwärme über den
2000-Liter Solarspeicher. (Völlig
daneben sind zu dieser Zeit Elek-
troboiler mit stromfressenden Wi-

Erkenntnisse und Erfahrungen eines Seniors

Nachhaltige Haussanierung

20 m2 thermische Sonnenkollektoren, die nach 20 Jahren immer
noch schadstofffreie Gratisenergie liefern. FOTO: WALTER WEISS
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Minergie ist mittlerweile bei den
meisten Planern aber auch bei
vielen Bauherren ein bekannter
Begriff geworden. In diesem Be-
richt stelle ich die nächste Stufe
der energieeffizienten Bauweise
vor. Minergie-P ist der Baustand-
ard der Zukunft. Das Label steht
für Energieeffizienz, Behaglich-
keit und Nachhaltigkeit.

VON PETER SANDRI, SCHAFFHAUSEN

Als Architekt und Minergie-Fach-
planer konnte ich letztes Jahr das
erste Minergie-P-Haus der Re-
gion in Rheinau erstellen. Von
aussen sieht es nicht viel anders
aus als ein normales, modernes
Einfamilienhaus. Es wurde voll-
ständig aus vorfabrizierten Holz-
elementen über einer Funda-
mentplatte aus Beton erstellt. Be-
achtlich ist aber, dass es pro Jahr
nur gerade 3 m3 Holz für Heizung
und Warmwasser sowie sehr we-
nig Strom benötigt. 

So energieeffizient ist das Haus
deshalb, weil neben einer hoch
wärmegedämmten Gebäudehülle
ein Lüftungsgerät mit Wärme-
rückgewinnung eingesetzt wird.
Dieses Lüftungsgerät ist aber kei-
ne Klimaanlage, die Fenster kön-
nen also jederzeit geöffnet wer-
den. Allerdings ist das in einem
solchen Haus im Winter gar nicht
nötig, es hat jederzeit genügend
frische Luft. 

Behaglichkeit bedeutet vor al-
lem frische Luft ohne Durchzug
und angenehme Oberflächen-
temperaturen der Wände und
Fenster. Dies wird erreicht durch
eine kontrollierte Wohnraumlüf-
tung, sehr gut wärmegedämmte
Aussenwände, Boden- und Dach-
flächen sowie spezielle Fenster.
Die Wände und das Dach sind
mit 38 cm Steinwolle überdurch-
schnittlich gut isoliert und luft-
dicht ausgeführt. Die Fenster ha-
ben eine 3-fach Isolierverglasung
mit besten U-Werten und sind al-
le gegen Süden oder Westen aus-
gerichtet, um möglichst viel Son-
nenenergie direkt ins Hausinnere
zu leiten. Entsprechend sind auch

die Wohn- und Schlafräume ge-
gen Süden gerichtet.

Umfassende Nachhaltigkeit
Die Nachhaltigkeit wird erreicht
durch die Nutzung von erneuer-
baren Energien. Im Haus in
Rheinau ist ein Holzspeicherofen
für die Heizungswärme und vor
allem für das warme Wasser im
Winter zuständig. Bei schönem
Wetter und natürlich im Sommer
kommt die Solaranlage auf dem
Dach des Hauses zum tragen.
Über das ganze Jahr gesehen wer-

den etwa 2⁄3 des Warmwasserbe-
darfs mit Sonnenenergie erwärmt.
Natürlich ist auch die ganze Kons-
truktion aus Holzelementen als
nachhaltig zu bezeichnen. Holz ist
der modernste Baustoff, weil er je-
des Jahr auch bei uns in genügen-
der Menge nachwächst. 

Mannigfache Komponenten
Bei der Planung und beim Bau
von Minergie-P-Häusern gibt es
eine ganze Reihe von Anforderun-
gen, die berücksichtigt werden
müssen. Fachkompetenz und Er-

Minergie-P-Haus in Rheinau

Bauen mit Zukunft
fahrung sind hier sehr wichtig, um
kostspielige Fehler und Mängel 
zu vermeiden. Ein Gebäude wird
nämlich genau so wenig durch ei-
ne Kleinstwärmepumpe oder ein
Holzofen ein Minergie-P-Haus,
wie durch ein spezielles Fenster
oder den Einsatz von 38 cm Wär-
medämmung. Ein Minergie-P-
Haus ist ein Produkt aus allen
erforderlichen Komponenten und
deren einwandfreier Planung und
Ausführung. Fachleute für wind-
dichte Konstruktionen, wärme-
brückenfreie Ausführungen und

effiziente Haustechnik-
systeme sind noch in 
der Minderzahl. Es lohnt
sich aber, die richtigen
Leute auszuwählen wenn
Sie in diesem zukunfts-
weisenden Baustandard
bauen wollen. Beste
Qualität, lange Lebens-
dauer und höchste Wer-
terhaltung werden auch
Ihnen Freude bereiten. 

Peter Sandri ist Architekt
HTL/SWB und Minergie-Fach-
planer,Tanne 7, Postfach,
8201 Schaffhausen

Anzeige:

Südansicht des Minergie-P-Hauses. FOTO: SIMON REUTEMANN
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Wir leben in einem Minergie-P-
Haus und fühlen uns sehr wohl –
wie üblich mit kleinen Kindern
bisweilen chaotisch und auch
sonst in vielen Belangen wie in
jedem anderen Haus. Einige Din-
ge finden wir aber selbst nach ei-
nem Jahr noch unglaublich.

VON BÉATRICE REUTEMANN, RHEINAU

Erstaunlich finden wir, dass wir
zum Beispiel im ärgsten Schnee-
sturm neben den grossen Fenster-
scheiben gemütlich sitzen kön-
nen, ohne das Gefühl zu haben, es
strahle kalte Luft vom Fenster her
in den Raum. Oder dass durch 
die automatische Lüftung wirk-
lich kein stickiges Wohnklima
entsteht und wir an kalten Tagen
getrost auf das Lüften über die
Fenster verzichten können. 

Wir werden oft gefragt, ob wir
im letzten sehr kalten Winter
auch warm hatten. Uns erstaunt
immer wieder, wie langsam das
Klima im Haus auf kalte Aussen-
temperaturen reagiert. Einzelne
kalte Tage haben keinen Einfluss.
Auch in den vergangenen kalten
Wochen ist die Temperatur im
Haus nie unter 22 Grad gefallen,
ohne dass wir geheizt haben. 

Sich aktiv um Wärme bemühen
Unser Wunsch war es, mit Stück-
holz die benötigte Wärme für die
Raumluft und das Wasser produ-
zieren zu können. Wir müssen
uns aktiv um das Feuer bemühen.

Das hiess in den drei kältesten
Wochen im letzten Winter, jeweils
morgens und abends rund 10 kg
Holz in den Ofen zu legen und
anzuzünden. So konnten wir im
unteren Stock eine konstante
Temperatur von 19 bis 22 Grad
halten. Bei Temperaturen leicht
unter dem Gefrierpunkt genügte
es, einmal anzufeuern, oft nur je-
den zweiten Tag, je nach Sonnen-
schein; sobald die Sonne scheint,
gelangt durch die grosse Fenster-
front viel Wärme in den Raum.

Sommer- und wintertauglich
Obschon das Haus darauf ange-
legt ist, Wärme möglichst lange zu
speichern und von der Sonne über
die Fenster aufzunehmen, liess es
sich auch im heissen Juli gut darin
leben. Mit der simplen und ver-
breiteten Technik nachts alles auf,
morgens Fenster zu und schattie-
ren, massen wir nur an einzelnen
Tagen Innentemperaturen von 
27 Grad. Ansonsten lebten wir
mit 24 bis 25 Grad schon beinahe
kühl.

Nun geniessen wir die milde
Herbstsonne und warten neugie-
rig darauf, wann es wieder nötig
sein wird, den Ofen in Betrieb zu
nehmen. Oder müssten wir besser
sagen, seit die Holzbeige wieder
gefüllt ist, warten wir fast etwas
ungeduldig auf den Tag, an dem
wir wieder einfeuern dürfen?

Béatrice und Simon Reutemann wohnen 
im Minergie-P-Haus in Rheinau.

Wohnen im Minergie-P-Haus

Es lebt sich sehr gut

Wohnbereich mit Küche, Ofen und beliebtem Ofenbänkli.
FOTO: SIMON REUTEMANN
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ReklameReklame

Die Lindenmühle bietet im um-
gebauten Laden ein breites
Spektrum an Produkten aus 
dem Naturkosmetikbereich an.
Im Untergeschoss befindet sich
der helle, freundliche Kosmetik-
raum. Zum Sortiment gehören
nebst anderen Weleda, Hausch-
ka und Lavera Produkte. Falls Sie
individuelle, persönliche Bera-
tung wünschen, vereinbaren Sie
im Laden einen Termin.

VON HELEN TRÜB, ANDELFINGEN

Zum Beispiel Lavera
Die Firma Lavera existiert seit den
80er-Jahren. Ihr Gründer Thomas
Haase hat als Pionier der ersten
Stunde über lange Jahre seine 
eigene Naturkosmetiklinie ent-
wickelt. Vom eigenen Pflanzen-
anbau, über die Entwicklung eines
ersten natürlichen Lippenstiftes,
bis hin zur eigenen breit gefächer-
ten Kosmetiklinie, hat er die Ent-
wicklung natürlicher Kosmetik-
und Körperpflegeprodukten mit-
geprägt.

Es ist ein Gütezeichen der La-
vera Produkte, dass sie regelmässig
in den Bestenlisten der Ökotests
in Deutschland und in der
Schweiz (Kassensturz, K-Tipp,
Saldo) auftauchen. 

Die Lavera Grundsätze
Lavera setzt auf Natürlichkeit: Es
werden keine synthetischen oder
künstlichen Inhaltsstoffe verwen-
det. Die Produkte werden von un-
abhängigen Kontrollinstanzen ge-
prüft. Tierversuche lehnt die Fir-
ma kategorisch ab.

Lavera weiss, wie wichtig die
Verträglichkeit ist: Sie steht im
Zentrum der Produktentwick-
lung. Als erster Naturkosmetik-

hersteller hat Lavera mit der Neu-
tralserie ein umfassendes Allergie-
Pflegesystem angeboten. Es ist
speziell für allergisch reagierende
und extrem empfindliche Kinder-
haut geeignet.

Lavera sorgt für Wirksamkeit:
Es ist ihr wichtig, dass echte Na-
turkosmetik nachweisbar wirkt.
Deshalb werden zum Beispiel
pflanzliche Liposome für messba-
re Repair-Effekte und Hyaluron-
säure für spürbare Anreicherung
von Feuchtigkeit in der Haut ver-
wendet.

Lavera ist innovativ: Die Firma
setzte als erste weltweit einen 
100 Prozent mineralischen Licht-
schutz ein. Der Family Sun Spray
heimste mehrere Produktepreise
als innovatives Sonnenschutzmit-
tel ein.

Lavera Produkte in der Linden-
mühle
Das ganze Kosmetiksortiment ist
im Laden vorhanden oder kann
bestellt werden. Damit Sie die
richtigen Produkte für Ihre Be-
dürfnisse finden, können Sie sich
in der Lindenmühle umfassend
beraten lassen. Vereinbaren Sie im
Laden einen Termin mit der Lin-
denmühle-Kosmetikerin! 

In der Lindenmühle erhalten
Sie auch den Lavera Gesamtpro-
spekt, aus dem die obigen An-
gaben stammen.

Laveré – Pflege für die Haut ab
dreissig
Ausgehend von den neuesten wis-
senschaftlichen Anti-Ageing Er-
kenntnissen bestehen Laveré Pro-
dukte aus 100 Prozent natürlichen
Inhaltsstoffen und haben eine
nachgewiesene Anti-Ageing Wir-

Die natürliche Alternative

Naturkosmetik

Beachten Sie unsere verlängerten Öffnungszeiten!

Montag–Freitag: 8.30–13.00 14.30–18.30
Samstag: 8.00–13.00

Freitags liefern wir Ihren Einkauf auf Wunsch nach Hause.
Ab Fr. 100.– Einkaufssumme gratis!

LLiinnddeennmmüühhllee
Naturprodukte
8450 Andelfingen
Landstrasse 39
Tel. 052 317 29 33
Fax 052 317 21 59

kung. Die Laveré Linie besteht aus
einem Gesichtspflege- und einen
Körperpflegesystem. 

Mein Tipp: 
Bodylotion Eisenkraut-Limone
aus der Linie Bodyspa
Die Bodylotion pflegt und ent-
spannt Ihre Haut mit biologischen
Essenzen aus Eisenkraut, Ginger-
grass und Hamamelis. 

Die wertvollen ätherischen Öle
aus Eisenkrautblättern und Limo-
nenschalen machen das Eincremen
zu einem aufmunternden und be-
lebenden Erlebnis (pH-Wert 5,0
bis 5,5; Öl in Wasser Emulsion; ve-
gan). Wenn Sie zum Duschen vor-
her das passende Duschgel Eisen-
kraut-Limone verwenden, ist das
Dufterlebnis besonders intensiv.

Die Lindenmühle präsentiert
Lavera 
In Zusammenarbeit mit unserem
Lieferanten Vanadis ist eine Lave-
ra Produkte-Präsentation geplant.
Bitte erkundigen Sie sich im Laden
nach Datum und weiteren An-
gaben. Li
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Über Mittag offen bis 13 Uhr

Take-Away Menüs, Salate, Brötli 

FOTO: LAVERA
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Simon Schreiber
Redaktion und Layout bei der roten und anderen seite bis 2004.
Jetztige Tätigkeit: erneut Student (Informatik).

«Wer hätte zu Beginn gedacht, dass sich eine Zeitung mit politischem und
regionalem Fokus so lange behaupten kann! Die andere seite ist eine
Erfolgsgeschichte, die angenehm quer in der Landschaft der Gratisblätter
steht.»

Andreas Jenni
Rheinau, ehemaliger Redaktionsmitarbeiter, von der 1. Ausgabe an mitgearbeitet, zuerst mit einzelnen
Beiträgen, dann ab der 4. Ausgabe als Redaktionsmitglied bis und mit Nr. 14. 
Jetzige Tätigkeit: Jurist beim Amt für Justiz und Gemeinden, Kanton SH, Hobby: Haus-und-Garten.

«Erstaunlich, wie viele verschiedenen Themen in der «anderen Seite»
aufgegriffen werden. Erfreulich, mit welch hoher Professionalität 
dies geschieht.»       

Roly Brunner
Rheinau, sporadische Mitarbeit in der Redaktion, jetzt regelmässig im Hintergrund bei der Gestaltung der
SP Parteiseiten.
Jetzige Tätigkeit: Mitarbeiter beim Parlamentsdienst des Kantonsrats, Ehrenamtliche Tätigkeit als Vorstands-
mitglied Pro Insel Rheinau und als SP-Basismitglied.

«Die andere seite: Eine Zeitung mit interessantem und anregendem
Inhalt und ein Beispiel dafür, dass die Freiwilligenarbeit bei uns noch
funktioniert!»

Wer hat die andere seite auf ihren Weg geschickt? Und was denken diese heute über ihr zehnjähriges Kind? 

Geburtshelfer und Ehemalige...
ZUSAMMENGESTELLT VON MARGRIT WÄLTI

Fabrizio Boeniger
Dachsen, Gründungsmitglied und Redaktor der rot-grünen seite.
Jetzige Tätigkeit: Deutschlehrer an der Pädagogischen Maturitätsschule Kreuzlingen, Präsident der Stiftung
SP Bildung Kanton Zürich.

«Aus den bescheidenen Anfängen der rot/grünen Zeitung entstand
letztlich die ‹andere seite› und ich staune, wie viele Leute sich für diese
Zeitung engagierten und engagieren und wie sie von Nummer zu
Nummer immer professioneller, vielseitiger und besser wird.»
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10 Jahre
andere seite

ALFRED WEIDMANN, UHWIESEN

Wer hätte gedacht, dass die
alternative Weinländer Zeitung
nach 10 Jahren immer noch
quicklebendig ist und zuneh-
mend Aufmerksamkeit findet?
Sie hat Grund zum Feiern, denn
sie wird von engagierten Frei-
willigen mit geringer Entschädi-
gung produziert. 

Welche Motivation und wel-
che Zielsetzung machten dies
möglich? Idealistische Leute, die
sich für Umweltschutz, Solidari-
tät mit den Schwachen, nachhal-
tige Entwicklung und Weltof-
fenheit einsetzten, hatten im
konservativen Weinland einen
schweren Stand. Ziel der anderen
seite war, eine Plattform zu schaf-
fen, auf der welt- und zukunfts-
offene Weinländer mit eigenen
Worten ihre Ideen und Sicht-
weisen darstellen konnten. Es
ging dabei nicht nur um aktuel-
le politische Stellungnahmen
wie beim Vorläufer «Rot-Grüne
Seite», sondern um gesellschaft-
liche und kulturelle Entwick-
lungen. Der Wandel von der
landwirtschaftlich-gewerblich ge-
prägten zu einer mobilen
Dienstleistungsgesellschaft be-
trifft alle. Heute ist die andere
seite bekannt und ruft nur noch
selten feindselige Reaktionen
hervor. Durch die Unterstüt-
zung von vielen, auch gewerbli-
chen Inserenten hat sie eine trag-
fähige finanzielle Basis erhalten.
Ihre Integration in die lokale
Weinländer Kultur ist gelungen.
Sie hat ein eigenständiges Profil,
ist unabhängig und offen für
neue Bewegungen. 

Die Bilanz der vergangenen
10 Jahre ist für mich erfreulich
positiv. Für die Zukunft wün-
sche ich mir ein frisches und
mutiges Engagement bei den
aktuellen grossen Herausforde-
rungen wie Globalisierung und
Klimaänderung.

Felix Feurer
Rudolfingen, ehemaliges Vorstandsmitglied des Trägervereins, Aktuar
des Trägervereins 1998 bis 2002, sporadisch eigene Artikel zu Verkehrs-
fragen.
Jetzige Tätigkeit: Infrastrukturplanung für das SBB-Netz in der
Ostschweiz, Ehrenamtliche Tätigkeiten als Präsident der Regionalen
Verkehrskonferenz und im Vorstand Genosol Martella

«Was mich an der «anderen seite» freut: Sie
setzt thematische Schwerpunkte und geht in die
Tiefe, greift lokale Themen auf mit Sicht auf
die globalen Zusammenhänge.»

Peter Bachmann
Winterthur, ehemaliger Redaktor rot/grüne Seite.
War aktiv bei der Konzepterarbeitung der «anderen seite», hat bei den
ersten 10 Nummern die Logistik für die Zeitung erledigt.

«Ich kann all den Machern und Mache-
rinnen nur gratulieren zum runden Geburts-
tag der anderen seite und ich bin frohen Mu-
tes, dass ein weiteres Jubiläum folgen wird.» 

Peter Weiller
Trüllikon, Rechnungsführer im Trägerverein von 1998–2002.
Jetzige Tätigkeit: Selbst. Forstingenieurbüro, Ehrenamtliche Tätigkeit in
der SP und als Vorstandsmitglied bei KLAR! Schweiz

«Ich finde es nach wie vor wunderbar, dass die
nicht bürgerliche Minderheit im Zürcher
Weinland regelmässig eine so starke Zeitung
produzieren und verteilen kann. Herzlichen
Dank an alle die hierzu beitragen.»

Theo Ammann
Marthalen, Langjähriger Redaktor bei der rot/grünen wie bei der
anderen seite. Heute noch Redaktor bei der SP Zeitung «Radiisli» und 
bei der Marthaler Post, Mitarbeit in kirchlichen Gruppen.

«Eine Portion Rot, eine Portion Grün und eine
Prise sozial engagiertes Christentum: das
bereichert die weinländische Speisekarte. Mei-
ner Meinung nach könnte unser Alternativ-
Menu, also die «andere seite» noch etwas mehr
Pfeffer vertragen.»
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Unsere IP- und Bio-Landwirt-
schaft kann sich mit gentech-
freien Qualitätsprodukten so-
wohl im hiesigen als auch im
internationalen Markt profilie-
ren, was von den Konsument-
Innen geschätzt wird und der
Biosicherheit dient. Damit das
auch nach Ablauf des Gen-Tech-
Moratoriums so bleibt, braucht
es zusätzliche Massnahmen. Ein
Postulat.

LILITH CLAUDIA HÜBSCHER, WINTERTHUR

Ich bin ein grosser Fan regionaler
Erzeugnisse, beim Einkaufen oute
ich mich jeweils als Patriotin und
politische Aktivistin: Wenn im-
mer möglich landen Lebensmittel
aus der Region in meinem Wa-
renkorb, weil ich unsere Bio- 
und IP-LandwirtInnen unterstüt-
zen will, weil die Anlieferungs-
wege kurz sind und ich somit
Klimapolitik betreibe. Und weil
ich dank der gewonnenen Gen-
techfrei-Initiative vom November
2005 bis ins Jahr 2010 sicher sein
kann, gentechfreie Produkte zu
konsumieren – bis dahin währt
unser Gen-Tech-Moratorium. 

Das Problem «Ko-Existenz»
Im Moment wird geforscht, in-
wiefern die so genannte Ko-Exis-
tenz – das Nebeneinander von
gentechhaltiger und gentechfreier
Landwirtschaft – in der kleinräu-
migen Schweiz überhaupt mög-
lich ist. Auf Bundesebene ist das
nationale Forschungsprogramm
(NFP 59) «Nutzen und Risiken
der Freisetzung gentechnisch ver-
änderter Pflanzen» im Tun. Auf
kantonaler Ebene wurde eine Stu-
die dazu bereits 2004 in Auftrag
gegeben: Sie soll das heutige und
zukünftige Risiko analysieren im
Hinblick auf die unbeabsichtigte
Verbreitung von gentechnisch
veränderten Pflanzen (GVP) im
Kanton Zürich. Die Ausgangslage
wird wie folgt geschildert: «Die
Wahrscheinlichkeit, dass GVP da-
bei über verschiedene Wege unbe-
absichtigt in die Umwelt gelangen
könnten (z.B. durch Verluste

beim Transport, bei der Verarbei-
tung oder bei der Lagerung), exis-
tiert und wird in Zukunft noch
zunehmen.»

Beispiel Langkornreis LL601
In der Tat: Im Kanton Zürich sind
Mitte September Spuren des nicht
bewilligten gentechnisch verän-
derten Langkornreises (LL601)
aufgetreten, welcher vor einigen
Jahren in den USA auf gut einer
Hektare angebaut wurde. Heute
ist laut EU-Meldungen jede fünf-
te (!) Probe kontaminiert. Es ist of-
fensichtlich sehr gut möglich, dass
über den internationalen Saatgut-
handel gentechnisch veränderte
Pflanzen auf unsere Felder gelan-
gen, auskreuzen und so die Ko-
Existenz untergraben.

Das Szenario des amerikani-
schen Langkornreises ist auch für
die Schweiz denkbar. Mögliche
Verluste für IP- und Bio-Produ-
zenten sowie für das nachgelagerte
Gewerbe (Getreidesammelstellen,
Mühlen, Lebensmittelproduzen-
ten, Grossverteiler) sind die Folge
und können eine existenzielle Be-
drohung werden.

Ein Zürcher Vorstoss
Darum habe ich im Kantonsrat
ein Postulat mit folgendem Wort-
laut eingereicht: «Der Regierungs-
rat prüft, mit welchen Massnah-
men gesetzgeberischer und fi-
nanzieller Art der Anbau und die
Entwicklung von Saatgut für eine
gentechnikfreie Landwirtschaft,
wie sie im Raum Rheinau einen
Schwerpunkt bildet, unterstüt-
zen, fördern und schützen kann.
Er nimmt dafür auch Kontakt mit
den entsprechenden Stellen der
angrenzenden Kantone und im
grenznahen Deutschland auf.»

An beiden Seiten des Rheins
und beidseits der Landesgrenze
wird bei uns Saatgut für die gen-
technikfreie Landwirtschaft ge-
züchtet, vermehrt und angebaut –
auf verschiedenen Höfen, die ins-
gesamt bis zu 400 Hektaren um-
fassen. Mit einem Angebot von bis
zu 400 verschiedenen Nutzpflan-

zen ist in dieser Region das grösste
gentechfreie Anbau- und Produk-
tionsgebiet in Europa entstanden,
sowohl für den biologischen als
auch konventionellen Saatgut-
markt. An vielen Höfen in der Re-
gion wird ein Know-How zum
Anbau und zur Ernte von Gemü-
se und Getreidesaatgut aufgebaut,
was neben einer sinnvollen Diver-
sifizierung eine wichtige Einkom-
mensmöglichkeit für die beteilig-
ten Höfe darstellt.

Raumplanerisch schützen
Eine mögliche Freisetzung von
gentechnisch veränderten Pflan-
zen – sei es als wissenschaftlicher
Freisetzungsversuch oder kom-
merzieller Anbau – gefährdet die-
se erfolgreiche und zukunftswei-
sende Arbeit. Aus diesem Grund
muss der auf diesen Feldern vor-
herrschende natürliche Genfluss –
analog einer Grundwasserquelle –
präventiv vor Verunreinigung
durch Fremdgene aus GVP ge-
schützt werden. So wie um eine
Grundwasserfassung eine Gewäs-
serschutzzone gezogen wird, soll
um dieses Gebiet eine hinreichen-
de Schutzzone mit den entspre-
chenden raumplanerischen In-
strumenten installiert werden, um
das Risiko einer Kontamination
zu verringern. Denn der Anbau

Landbau rund um Rheinau: Basis für Qualität und Transparenz

Gentechfreies Saatgut – ein Standortvorteil

Vorstoss in Bundesbern

Senkung der GVO-Deklara-
tionslimite für Saatgut

Der Bundesrat wird aufgefor-
dert, die GVO-Deklarations-
limite für Saatgut in der Saat-
gutverordnung von 0,5 Prozent
auf 0,1 Prozent abzusenken. 

Insbesondere ist dies für Saatgut
dringend, welches für Bio- und
IP-Labelproduktion oder für
Produkte mit kontrollierter
Herkunftsbezeichnung (AOC)
verwendet wird, damit eine gen-
technikfreie Erzeugung sicher-
gestellt werden kann.

Motion, eingereicht im Oktober 2006 
von Ruth Genner und Maya Graf, GRÜNE.

findet nicht in Treib-
häusern statt, sondern
in Ballungsgebieten un-
ter freiem Himmel.

Ab 2010 möchte ich
eigentlich nicht auf aus-
ländische Produkte aus-
weichen müssen, weil
dort bei der Zulassung
des Saatguts keine gen-
technischen Verunrei-
nigungen erlaubt sind,
wie etwa in Österreich.
Sondern ich hoffe, dass
die Schweiz nachzieht
(siehe Vorstoss Kasten).
Unsere LandwirtInnen
sollen sich auch nach
Ablauf des Moratori-
ums mit Qualitätspro-
dukten im Markt pro-

filieren können. Und Konsu-
mentInnen weiterhin sicher sein
dürfen, dass Qualitätslabels hal-
ten, was sie versprechen.

Gen Au Rheinau
www.gen-au-rheinau.ch
info@gen-au-rheinau.ch
Veranstaltungshinweis siehe Seite 38

Mietseite

Lilith Claudia Hübscher,
Co-Präsidentin Gen-Au Rheinau,
Kantonsrätin GRÜNE. FOTO: ZVG
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la columna

Hirn auf Sparflamme
(ms) Energie sparen wird uns heute eigentlich einfach ge-
macht: Es gibt Stromsparbirnen, die länger halten und
weniger Strom fressen, es gibt Batterien, die aufladbar
sind, es gibt Bausubstanzen, die besser isolieren; es gibt
Autos mit Erdgasmotoren, die weniger CO2 ausstossen,
wenn man ins Flugzeug steigt, hat man den CO2-Aus-
stoss bereits bei myclimate angemeldet und bezahlt, die
werden dann diese Menge wieder irgendwo sparen.

Aber trotzdem machen es wenige Leute. Die Kosten
können nicht der Grund sein, denn wenn man Bilanz
zieht, kommen die immerwiederaufladbaren Batterien
billiger, das Erdgas ist neben dem Benzin auch günstig
und das Heizöl ist sowieso unbezahlbar momentan.
Vielmehr ist unser Gehirn auf Sparflamme eingestellt,
wir denken gar nicht soweit, dass wir womöglich nicht
die «normalen» Glühbirnen, welche immer im selben
Gestell stehen, kaufen sollten, sondern vielleicht mal
den Verkäufer fragen oder uns ein bisschen informieren.
Die Gewohnheit ist der grösste Feind von genialen Er-
rungenschaften. Auf der anderen Seite kann man sich
nicht bei jedem Schritt überlegen, ob es vielleicht ein
bisschen energiesparender geht, denn Autos verschrot-
ten, konventionelle Häuser abreissen oder halbneue
Kühlschränke entsorgen, nur weil die Technik noch
stromsparender wurde, ist nicht umweltfreundlich. 

Ein goldenes Mittelmass ist gefragt, das Hirn hie und
da auf «Aufnahmefähig» schalten, wenn es um innovati-
ve Ideen geht, alte Muster und Gewohnheiten in regel-
mässigen Abständen auf ihre Nützlichkeit und Richtig-
keit überprüfen, sich von Freunden von einem neuen
Produkt überzeugen lassen, ohne jeden Schnickschnack
zu konsumieren. Kurz: Die individuelle Hirnleistung
nicht mit der 2000-Watt Gesellschaft verwechseln!
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Seit 1991 gibt es Genosol Mar-
tella, die Genossenschaft zur
Förderung erneuerbarer Ener-
gien aus Marthalen. Solarstrom,
heisses Wasser aus Sonnenlicht,
Strom aus Wind und neuerdings
Strom aus Mist produzieren die
Anlagen, bei denen Genosol be-
teiligt ist.

VON UELI MEIER

Genossenschaft und Sonne hören
sich aus Genosol, der Genossen-
schaft für erneuerbare Energien
heraus. Die politische Grosswet-
terlage liess im Jahre 1991 – dem
Gründungsjahr der Genossen-
schaft – vermuten, dass eine Ener-
giewende stattfinden könnte, hin
zu den nachhaltigen und umwelt-
freundlichen Energien. Wir erin-
nern uns: Sogar ein populärer
SVP-Bundesrat machte sich für
das energiesparende Eierkochen
stark. Energie 2000 war auf eidge-
nössischer Ebene angelaufen. Es
sollte alternative oder nachhaltige
Energieträger fördern.

Private Leute aus Marthalen
liebäugelten mit dem Bau einer
Fotovoltaik-Anlage und die Ge-
meinde Marthalen war bereit, mit
einer finanziellen Beteiligung und
falls nötig mit einem zinslosen
Darlehen, die Realisierung einer
Photovoltaikanlage zu unterstüt-
zen. Eine Arbeitsgruppe suchte
Interessierte und so wurde im Sep-
tember 1991 die Genossenschaft
Genosol gegründet. 

Strom aus Sonnenlicht
Die geplante Fotovoltaik-Anlage
sollte nicht den historischen
Dorfkern mit seien schönen Fach-
werkhäusern tangieren. Statt mit
vereinzelten Anlagen auf privaten
Bauten wollten die Leute von Ge-
nosol vorerst eine grosse Anlage
errichten. Das Oberstufenschul-
haus bot beinahe ideale Bedin-
gungen für die Fotovoltaik-Anla-
ge. Eine langgezogene Dachfläche
war optimal gegen Süden ausge-
richtet . Sie war von unten kaum
einsehbar, so dass keine unange-
nehmen Blendungen durch Glas-

flächen zu befürchten waren.
Durch Mitgliederwerbung in der
Gemeinde und den umliegenden
Orten wurden über 50 Privatleute
und Firmen für die Genossen-
schaft gewonnen. Darunter war
auch das örtliche Elektrizitäts-
werk, die Elektrizitätskorporation
Marthalen (EKM). Sie beteiligte
sich mit 20000 Franken an der
Genosol. Zusammen mit den vom
Bundesamt für Energiewirtschaft
zugesicherten 41000 Franken war
die Finanzierung der Fotovoltaik-
Anlage gesichert. Auf einer Fläche
von 66 m2 produziert die Anlage
4000 bis 6000 Kilowattstunden.

Heisses Wasser vom Dach
Ermutigt durch das gute Gelingen
der ersten Anlage, die sich der
Sonne als Energiespender an-
nahm, machten sich die Genos-
senschafter an die Planung einer
Sonnenkollektoranlage. Wieder-
um fand sich auf dem Alters- und
Pflegeheim Marthalen ein ideales
Gebäude. Damals bot der Verein
Solar Schweiz Bauwilligen unent-
geltliche Beratung und Unterstüt-
zung beim Selbstbau von Sonnen-
kollektoren an. Mit Unterstüt-
zung von Solar Schweiz wurden
die Kollektoren im Eigenbau er-
stellt.  Auch der Einbau wurde von
den Leuten von Genosol sowie
von Mitgliedern des Zweckver-
bandes und weitere Helfern und
Helferinnen verrichtet. Die Kol-
lektoranlage gehört heute dem
Alters- und Pflegeheim. Genosol
übernahm lediglich Planung und
Fronarbeit. Ab dem Sommer
1998 liefert die Kollektoranlage
heisses Wasser und entlastet die
Betriebsrechnung des Heims um
jährlich 5000 Franken. 

Strom aus Wind
Schon ein Jahr später nahm die
Genossenschaft Genosol die Pla-
nung einer Windkraftanlage in
Angriff. Auf der Suche nach dem
idealen Standort gelangte schon
bald der Landiturm in die engere
Wahl, zumal die Landi als Besitze-
rin des Getreidesilos dem Projekt

offen gegenüber stand. Einerseits
herrschten auf dem Turm günstige
Windverhältnisse, anderseits wür-
de ein so exponierter Standort
auch für eine, den alternativen
Energien gebührende, Aufmerk-
samkeit sorgen. Allerdings stellte
sich heraus, dass die Verankerung
der Windkraftanlage ein sehr auf-
wändiges Unterfangen war, da der
dünnwandige Silo nicht für diese
Aufgabe vorgesehen war. Die Ver-
ankerung des 2,4 Tonnen schwe-
ren Anlage verschlang allein 
40 Prozent der Gesamtkosten des
Projektes. Da im Weinland auch
lauere Windstärken als an der
Nordseeküste oder den Jurahöhen
herrschen, brauchte es auch eine
andere Windkraftanlage. Die in
Winterthur ansässige Firma Aven-
ta AG entwickelte die passende
Leichtwindanlage vom Typ AV-7,
die schon bei einem kleinen Lüft-
chen zu drehen beginnt und
Strom produziert. Leichtwindan-
lagen nutzen die leichte Brise bis
zu viermal besser als herkömmli-
che Windkraftanlagen, die für die
steife Brise der Nordsee gebaut
wurden. Die Rotorblätter bieten
eine um etwa 80 Prozent höhere
Angriffsfläche. Eine elektronische
Steuerung sorgt auch bei wech-
selnden Windrichtungen für eine
optimale Angriffsfläche. Erst bei
Sturm drehen sich die Rotoren in

die Segelstellung, um ihrer eige-
nen Zerstörung vorzubeugen. Seit
dem Februar 2002 läuft die Anla-
ge und produziert etwa 14000 Ki-
lowattstunden pro Jahr. Die Kos-
ten von insgesamt rund 200000
Franken wurden über zusätzliches
Genossenschaftskapital und Dar-
lehen finanziert.

Und Strom aus Gülle 
Einen weiteren Quantensprung
bei der Energieproduktion schaff-
te Genosol mit der Errichtung
einer Biogasanlage. Die Familie
Jakob Wipf vom Sonnenhof in
Marthalen entschied sich für den
Bau und den Betrieb einer Biogas-
anlage in eigener Regie auf ihrem
Hof. Genosol unterstützt das
Projekt mit einem Darlehen von
150000 Franken bei einer Lauf-
zeit von fünf Jahren. Genosol
übernimmt aber auch die Strom-
produktion aus der Anlage. Seit
dem August liefert die Anlage
Strom. Das heisst, Gülle wird
fermentiert und die gewonnenen
Gase treiben einen Gasmotor an,
der einen Generator antreibt. Der
aus Biomasse gewonnene Strom
wird ins lokale Stromnetz einge-
spiesen. Das Kraftwerk hat eine
Anlagegrösse von 100 Kilowatt.
Es «schluckt» etwa 2200 m3 Gülle
und 2700 m3 organische Abfälle
pro Jahr. Bei der Anlage handelt es

Marthalen: Genosol die Genossenschaft auf der Suche nach erneuerbaren Energiequellen 

Nachhaltige Energie vom Ort

Kunst am Bau zaubert die Sonne in den frisch erbauten Silo 
der Biogasanlage auf dem Sunnehof in Marthalen.

FOTO: ZVG
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sich um die erste Biogasanlage
dieser Grösse im Kanton Zürich.
So forderte der Kanton eine Um-
weltverträglichkeitsprüfung und
auch sonst erforderte das Bewilli-
gungsverfahren viel Geduld. Die
Investitionskosten belaufen sich
auf 1,1 Mio. Franken. Die Anlage
wird jährlich etwa 700000 Kilo-
wattstunden Strom produzieren.
Dies entspricht dem Bedarf von
etwa 200 vierköpfigen Haushal-
ten. 

Naturstrom aus dem Weinland
Heute ist Genosol längst zur
Stromhändlerin von Naturstrom
geworden. Sie bietet Interessier-
ten Naturstrom aus dem Wein-
land an. Der angebotene Natur-
strom stammt zu 4.5 Prozent aus
der Solaranlage beim Oberstufen-
schulhaus, zu 7,5 Prozent aus der
Leichtwindanlage auf den Landi-
turm und zu 88 Prozent aus der
Biogasanlage vom Sunnehof. 

Der Strom wird ins lokale Netz
eingespiesen und kann so überall
gezogen werden. Wer bei Genosol
Martella Strom kauft, bezieht die-
sen weiterhin über das EW. Zu-
sätzlich bezahlt der Kunde für den
Naturstrom 19 Rappen pro Kilo-
wattstunde an die Genossenschaft
Genosol. Damit wird der Natur-
strom produziert und die Produk-
tionsanlagen unterhalten. Der
administrative Aufwand wird von
den GenossenschafterInnen eh-
renamtlich geleistet. Dabei kann
jede beliebige Menge ab 500 Kilo-
wattstunden gekauft werden. 

Über die weiteren Absichten
der Genossenschaft mochte ihr

Präsident, Pierre Ilg im Moment
nur mutmassen. Gut möglich,
dass sich Genosol nochmals den
Bau einer Fotovoltaikanlage wid-
men wird, da diese heute günstiger
geworden sei. Aber auch der Bau
eines Kleinwasserkraftwerks stehe
zur Diskussion, so Ilg.

Pierre Ilg, Präsident Genosol Martella
Büro 052 319 23 22, www.genosol.ch

Anzeige:

Genossenschaft Windland

Die Windkraft im Aufwind
HANS-RUEDI MÜLLER, BENKEN

Dass es auf der Anhöhe oberhalb von Flurlingen häufig windet, sagt
schon ihr Flurname. Seit zudem ein Windrad dort oben steht, sind die
luftigen Verhältnisse auch weitherum sichtbar. Auf Allenwinden weht
fast immer irgend ein Wind, oft auch nur ein Hauch, aber weil der
Propeller schon bei niedrigster Windstärke von einem Beaufort in
Bewegung kommt, ist der Ort für die Anlage wie gemacht. Zwischen
vier- und fünftausend Kilowattstunden Strom im Jahr produziert das
kleine Windkraftwerk der Genossenschaft Windland, fünf Mal mehr
als neben dem Nagra-Bohrloch in Benken, wo es anfänglich stand. Der
zweiflüglige Propeller irritiert manchmal mit seinen scheinbar rhyth-
mischen Bewegungen, auch dass er als Leerläufer auf der windabge-
wandten Seite dreht. Wie einst die Moser'schen Transmissionsriemen,
die vor hundertfünfzig Jahren die Maschinen der nahen «Bindi» antrie-
ben, zeigt die Windanlage, dass hier nahe des Rheinfalls viel «natürli-
che» Energie zur Verfügung steht.
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In Fronarbeit wurde die Sonnenkollektoranlage auf dem Dach 
des Alters- und Pflegeheims in Marthalen montiert. FOTO: ZVG
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Anzeige:

mit der anderen seite

gut vernetzt
Energiekontakte
ADEV
(es) Das Hauptziel der ADEV-
Gruppe (ehem. ADEV Energie-
genossenschaft) ist klar: Strompro-
duktionsanlagen realisieren, welche
zeigen, dass eine Elektrizitätsversor-
gung ohne Atomstrom möglich ist.
Entstanden sind Wärmekraftkopp-
lungsanlagen, Holzenergie-Wär-
meverbunde, Windkraftwerke, So-
larstromanlagen und Kleinwasser-
kraftwerke. Entwicklung, Finan-
zierung, Realisierung und Betrieb
der umweltschonenden Energiean-
lagen ist die Kernaufgabe dieses
Kleinbetriebes. Die ADEV-Grup-
pe bietet folgende Dienstleistungen
an: Ökologische Kapitalanlage,
Contracting-Projekte im Bereich
dezentraler Energieversorgung, Be-
triebsführungs- und Anlagenma-

nagement von Energieeffizienzan-
lagen, Beschaffung und Förderung
von grünem Strom, Beratung im
Bereich der Anlagenplanung und
der energiepolitischen Entwick-
lung.

ADEV Energiegenossenschaft, Kasernen-
strasse 63, Postfach 550, 4410 Liestal,
061 921 94 50, info@adev.ch, www.adev.ch

SES
Seit 30 Jahren engagiert sich die
Schweizerische Energie-Stiftung
(SES) für den Ausstieg aus der
Atomenergie und für eine nach-
haltige Energiepolitik. Sie setzt
sich ein für den effizienten Einsatz
von Energie, die Förderung und
Nutzung erneuerbarer Energie-
quellen und eine dezentrale Ener-
gieversorgung. Ihr Ziel ist es, We-
ge aufzuzeigen, wie sich die
Schweiz von der Abhängigkeit ei-

ner fossil-atomaren Energiever-
sorgung lösen kann.

Die SES verschickt einen Newsletter 
«Die anderen Energie-Nachrichten».
Bestellen Sie ihn bei:
SES, Sihlquai 67, 8005 Zürich 
044 271 54 64
info@energiestiftung.ch
www.energiestiftung.ch

AEE
Der Agentur für erneuerbare Ener-
gien und Energieeffizienz (AEE)
gehören Verbände aus den Berei-
chen Haustechnik, Holz- und
Forstwirtschaft sowie erneuerbare
Energien an. Im Auftrag des Bun-
des setzt sie sich für eine Schweizer
Energieversorgung ein, die sich
stärker auf CO2-neutrale, risiko-
arme und nachhaltige Quellen
stützt. Bereits heute werden in der
Schweiz durch den Einsatz von
Holz, Sonne und Wärmepumpen
pro Jahr 1,8 Millionen Tonnen

CO2 eingespart. Bedeutend mehr
ist möglich. Sind Sie dabei?

AEE, Neugasse 6, 8005 Zürich
044 250 88 30, Fax 044 250 88 22
kontakt@aee.ch, www.aee.ch

«Gletscher im Treibhaus» 
Vom 1. September 2006 bis 
25. März 2007 dokumentiert das
Schweizerische Alpine Museum in
Bern den Rückzug der Alpenglet-
scher. Im Zentrum der Ausstel-
lung stehen historische Postkarten
und Fotografien, die heutigen
Aufnahmen der gleichen Motive
gegenübergestellt werden.

Schweiz. Alpines Museum 
Helvetiaplatz 4, 3005 Bern, 031 350 04 40
info@alpinesmuseum.ch,
offen: Mo 14–17.30 h, Di bis So: 10–17.30 h

Kriegsmaterial-Exporte Verbot!
Waffen sind kein Produkt wie je-
des andere. Sie werden hergestellt,
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INSTITUT FÜR YOGA UND AYURVEDA
Kurse • Seminare • Workshops

YOGA
Yoga über Mittag: Do 12.15–13.15 Uhr und

YOGA in der Schwangerschaft: Mo 18–19 Uhr
Fortlaufende Yogakurse: Di/Mi/Do

AYURVEDA
Kurse:  «Ernährung, Frauen, Gewicht, Massage»

Auskunft erteilt gerne:
Gabriela Huber-Meyer, Yogalehrerin SYG/EYU

Tel. 052 317 32 80, Fax 052 317 32 86
gabriela.huber@hispeed.ch
www.ayurveda-yoga.ch

um Menschen zu töten. Die
Volksinitiative für ein Verbot von
Kriegsmaterialexporten will dem
Geschäft mit dem Tod einen Rie-
gel schieben.

Informationen und Unterschriftenbögen
unter: www.kriegsmaterial.ch 

Alpentransitbörse
Die Alpentransitbörse will die
alpenquerenden LKW-Fahrten
durch die Ausgabe von Transit-
rechten begrenzen, gerecht auf die
verschiedenen Übergänge und
Werktage verteilen und über eine
internetgestützte Börse handeln.
Damit können Staus vermieden
werden, die Bevölkerung wird vor
übermässigen Belastungen ge-
schützt und die Eisenbahn wird
zum ebenbürtigen Konkurrenten.

Alpen-Initiative, Postfach 28, 6460 Altdorf 1
info@alpeninitiative.ch
www.alpentransitboerse.ch 

www.topten.ch – Der Klick
zum besten Produkt
Toptest GmbH, Zürich – Test-
ergebnisse der energieeffizientes-
ten Geräte.

Eine Piñata zum Geburtstag –
Una piñata para el cumpleaños
Ein Bilderbuch aus Mexiko in deut-
scher und spanischer Sprache. Auf
zwölf Bildtafeln erzählt die Künstle-
rin Carmen Lomas Garza Impres-
sionen aus ihrer Kindheit und gibt
Einblicke in den mexikanischen
Alltag und seine kulturellen Höhe-
punkte. Rezepte im Anhang laden
zudem zum Ausprobieren ein.

Ab 6 Jahren, 32 Seiten, Fr. 22.80
NordSüd/Baobab, 2006, Im Fachhandel oder
bei: terre des hommes, Postfach, 4018 Basel 
www.terredeshommes.ch.

Stoppt die Landflucht!
Die fortschreitende Industrialisie-
rung der Nahrungsmittelproduk-
tion hat Hühnerpest, Verbreitung
von gentechnisch veränderten Or-
ganismen (GVO), Rinderwahn-
sinn und Hormonfleisch mit sich
gebracht. Trotzdem wollen die
Vordenker der markt- und profit-
orientierten Wirtschaft immer
weiter rationalisieren, ohne die
Konsequenzen zu bedenken.

Unterstützen Sie die Petition «Das Essen
kommt nicht aus dem Supermarkt».

montois@datacomm.ch
www.stoppt-die-landflucht.org 

Pflanzengift tötet 
Die Entwicklungsorganisation «Er-
klärung von Bern» eröffnet ein «öf-
fentliches Gerichtsverfahren» gegen
den Chemiekonzern Syngenta, weil
das von ihm hergestellte Pflanzen-
gift «Paraquat» jährlich Zehntau-
sende von Menschen vergiftet. Gif-
te sind auch eine grosse Gefahr für
das Wasser und alles Leben in ihm.

Wenn Sie Ihr Urteil abgeben möchten:
www.paraquat.ch

Anzeige:
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Klar! Schweiz

Eine Studentin hat KLAR! Schweiz
für eine Arbeit zum Atommüllla-
ger-Projekt Benken über den
Stand der Dinge befragt. Lesen
Sie eine gekürzte Fassung des
Interviews.

FRAGEN AN MARIANNE STUDERUS, VOR-
STANDSMITGLIED KLAR! SCHWEIZ, BENKEN

Was geschieht, wenn sich der
Bundesrat für ein geologisches
Tiefenlager Benken entscheidet?
Wie werden Sie sich wehren?
Im Moment sieht die Situation
für Benken etwas besser aus als
noch vor einem halben Jahr.
Mittlerweile verlangt der zustän-
dige Bundesrat, Moritz Leuenber-
ger, dass auch andere Standorte
abgeklärt werden wie das Zürcher
Weinland. Diese Abklärungen
werden einige Jahre dauern, falls
sie tatsächlich seriös verlaufen.
Falls der Bundesrat sich dann 
für Benken entscheidet und das
ganze Auswahlverfahren transpa-
rent verlief, gibt es wahrschein-
lich keinen Grund mehr, sich ge-
gen diesen Standort zu wehren.
Schliesslich muss der ungeliebte
Atommüll irgendwo gelagert wer-
den.

Dann werden unsere Haupt-
aufgaben sein: Die sicherste Art
des Lagers zu fordern und den
Ausstieg aus der Atomenergie. Die
Gefahr besteht, dass mehr Atom-
kraftwerke gebaut werden, wenn
das Abfallproblem «gelöst» ist. Für
KLAR! Schweiz steht fest: Zuerst
der Ausstieg, dann das Lager.

Ist der Entsorgungsnachweis Ih-
rer Meinung nach erfüllt? Wenn
nein, was fehlt?
Nein. Was fehlt? Dazu möchte ich
Sie gerne auf unsere Homepage
www.klar-schweiz.com verwei-
sen. Unter «aktuell» finden Sie
den vollständigen Brief von
KLAR! Schweiz ans Bundesamt
für Energie, in dem die Schwach-
stellen aufgelistet sind. Zusam-
menfassend ein paar Stichworte:
Das Projekt wurde von atomener-
gieabhängigen Leuten erstellt und
beurteilt. Eine Zweitmeinung von

unabhängigen Experten fehlt
nach wie vor. Es war nie klar, wel-
che Kriterien erfüllt sein müssen.
Überspitzt formuliert: Man such-
te an einem einzigen Ort, nämlich
Benken, definierte danach die Kri-
terien und hatte einen geeigneten
Standort gefunden. Die angeblich
geeignete Opalinustonschicht ist
hier viel dünner, als es in anderen
Staaten für ein Endlager gefordert
wird. Die Müllbehälter müssen
100 000 Jahre lang dicht sein. Für
die in Frage kommenden Materia-
lien gibt es eine Beobachtungszeit
von ein paar Jahrzehnten. Chemi-
sche Reaktionen, die im Innern
der Behälter ablaufen und zu vor-
zeitigen Lecks führen könnten,
sind nicht abgeklärt und nicht ab-
schätzbar. Das aktuelle Projekt der
Nagra ist diesbezüglich völlig un-
genügend. Über den gefährlichen
Transport der Behälter ist noch gar
nichts gesagt worden.

Sie sind gegen ein Endlager. Wie
sieht Ihre konkrete Lösung der
Entsorgung radioaktiver Abfälle
aus?
Eine solche Lösung zu finden ist
nicht unsere Aufgabe. Wir sind
keine Wissenschaftler und wir von
KLAR! Schweiz woll(t)en keine
Atomenergie beziehen, weil diese
Technologie unserer Meinung
nach viel zu gefährlich ist. Das
Beste, was wir in unserer Situation
tun können, ist für die grösstmög-
liche Sicherheit zu sorgen. Und
nicht einmal das wäre unsere Auf-
gabe. Dafür müssten eigentlich
die Betreiber und die Behörden
die Verantwortung übernehmen.

Ist die Gemeinde Benken gegen
ein Endlager?
Die Gemeindebehörde ist theore-
tisch neutral. In der aktuellen Zu-
sammensetzung gibt es allerdings
Personen, die in direktem Kontakt
mit der Nagra stehen und direkt
ein klein wenig von Nagra-Aktio-
nen profitieren. Die Bevölkerung
von Benken ist von dörflichen
Strukturen geprägt und nicht be-
sonders aufmüpfig. Viele haben

diffuse Ängste vor dem Endlager,
einige sind zu wenig oder nur ein-
seitig (durch die Nagra) infor-
miert, andere äussern sich nicht,
weil es ja KLAR! Schweiz gibt, wie-
der andere sind möglicherweise
für ein Endlager, sagen das aber
eher selten so offen.

Was hätte das Endlager aus Ih-
rer Sicht für Konsequenzen für
die Region?
Das ist aus heutiger Sicht schwer
abzuschätzen. Während der Bau-
zeit wäre aber mit vielen Belas-
tungen zu rechnen: mit viel Bau-
lärm, mit Einschränkungen durch
Sicherheitsmassnahmen, mit der
Überforderung einer Region und
einer kleinen Gemeinde (700 Ein-
wohner) durch ein Grossprojekt.
Zudem geht es um die Verschande-
lung einer intakten Erholungs-
landschaft, um die Gefahr für 
das Wasser im nahen Rhein, um 
den Wertzerfall der Liegenschaf-
ten; um Abwanderung, um Zwiste
zwischen Befürwortern und Geg-
nern, zwischen Profiteuren und
Verlierern. Nach der Inbetriebnah-
me des Lagers müsste man damit
rechnen, dass landwirtschaftliche
Produkte aus dem Atommüllland
schlechter verkäuflich wären. Wer
wollte noch Bioprodukte aus der
Endlagergegend kaufen? Sicher-
heitsmassnahmen ums Lager wür-
den die Bevölkerung ebenfalls
betreffen. Bei jeder Anlieferung
müssten wir mit einem hohen Ri-
siko leben (Unfall, Anschlag, Ter-
ror). Ausserdem besteht die Ge-
fahr einer leichten, von Laien nicht
feststellbaren Strahlenbelastung.

Sind Sie generell gegen die Tie-
fenlagerung radioaktiver Ab-
fälle oder nur gegen eine im
Zürcher Weinland?
Uns wird oft der Vorwurf ge-
macht, wir seien nur gegen eine
Verlochung in unserer Region, bei
anderen Standorten wäre uns ein
Endlager egal. Aber uns geht es
nicht darum, das Problem ande-
ren Regionen zuzuschieben und
selber endlagerfrei zu bleiben.

Wir wollen, dass unsere Umwelt
für unsere Nachkommen lebens-
wert bleibt. Das bedingt, dass wir
als erstes aus der unseligen Pro-
duktion von Atommüll aussteigen
müssen. Danach muss die Endla-
gersuche seriös und transparent
vonstatten gehen. Eile ist nicht ge-
boten. Sicherheit, Sicherheit und
nochmals Sicherheit ist gefragt. Es
geht nicht an, dass man einen ein-
zigen Standort abklärt. Deshalb
wehren wir uns gegen ein atoma-
res Endlager im Zürcher Wein-
land.

Ob eine Tiefenlagerung die
beste aller Lösungen ist, können
wir als Nichtwissenschaftler
schlecht beurteilen. Wir können
Gefahren aufzeigen und versu-
chen, bessere Lösungen zu erzwin-
gen. Es besteht aber auch die
Hoffnung, dass Forscher in Zu-
kunft einen Weg finden, wie man
besser mit radioaktiver Strahlung
umgehen kann. Im Gespräch sind
auch immer noch internationale
Lösungen, die allerdings ebenfalls
mindestens so sicher wie eine
schweizerische sein müssen. «Aus
den Augen, aus dem Sinn» darf
auf keinen Fall die Devise sein.
Wir tragen die Verantwortung für
den Dreck, den wir  produzieren.

Ich möchte zum Schluss noch
ein Zitat eines Atomenergiefor-
schers von 1977 erwähnen: «Wel-
che Sicherheitsanforderungen –
für welche Zeiträume – an ein
solches Lager gestellt werden, das
hängt einerseits von der Lage und
den Konstruktionsmerkmalen des
Lagers selbst ab, anderseits aber in
starkem Masse von der Risikobe-
reitschaft der betroffenen Bevöl-
kerung.» An dieser menschenver-
achtenden Haltung hat sich nach
unseren Erfahrungen seit damals
nichts geändert.

Was, wenn das Atom-Endlager Benken Tatsache wird?

Fragen an KLAR! Schweiz
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… wir das Zulagen-Wirrwarr
beenden wollen.
Kinderzulagen sind bisher kanto-
nal geregelt: Über 50 verschiedene
Gesetze gibt es dazu. Rund
250 000 Kinder erhalten keine,
oder keine volle Zulage. Das ist
ungerecht. Mit dem neuen Gesetz
soll der Grundsatz gelten: «ein
Kind = eine Zulage». Jedes Kind
hat Anrecht auf mindestens 200
Franken, Jugendlichen in Ausbil-
dung stehen 250 Franken zu.

… Kinder kein Armutsrisiko
sein dürfen.
Kinder brauchen Liebe, aber
nicht nur: Gegen 250 000 Kinder
wachsen in der Schweiz in Famili-
en mit finanziellen Schwierigkei-
ten auf. Kinder zu haben ist heute
das Armutsrisiko Nummer eins in
der Schweiz. Kinderzulagen sind
ein gutes Mittel, dieses Risiko zu
senken. Familien mit tieferen und
mittleren Einkommen spüren am
meisten davon.

… Kinder unsere Zukunft sind.
Und die Zukunft der Kinder ist
eine gute Ausbildung. Bildung ist
nicht gratis. Jugendliche in Aus-
bildung haben künftig Anrecht
auf eine Ausbildungszulage von
mindestens 250 Franken im Mo-
nat. Es ist richtig und gerecht,
wenn die ganze Gesellschaft die
Ausbildungskosten der nächsten
Generation mittragen hilft.

… unser Generationenvertrag
nicht nur in eine Richtung
funktioniert.
Heute leben in der Schweiz 1,7
Millionen Kinder. Von ihnen
hängen die Bewahrung unseres
Wohlstandes und die Sicherung
der Altersvorsorge ab. Wie für die
dritte Lebensphase sollten wir
auch für die erste – die Kindheit –
gemeinsam Verantwortung über-
nehmen.

… auch die Wirtschaft profi-
tiert
Haushalte mit Kindern haben
deutlich weniger Geld fürs tägli-
che Leben zur Verfügung als Men-
schen ohne Kinder. Das hat auch
negative Auswirkungen auf die
wirtschaftliche Entwicklung der
Schweiz. Mit Kinderzulagen wer-
den Familienbudgets gestärkt, es
fliesst dadurch auch wieder mehr
Geld in den Wirtschaftskreislauf
zurück.

… die Vorlage eine moderate
Lösung ist
Die Vorlage für gerechte Kinder-
zulagen von mindestens 200
Franken für Kinder und 250
Franken für Jugendliche in Aus-

bildung ist eine Minimallösung.
Sie ist – ausser für den Gewerbe-
verband – in allen politischen La-
gern akzeptierbar. Kantone, die
bereits weitergehende Beiträge
zahlen, können dies auch in Zu-
kunft tun.

… das Parlament schon vor 14
Jahren Ja zu Kinderzulagen ge-
sagt hat.
Das Parlament hat dem von der
damaligen Baselbieter SP-Natio-
nalrätin AngelineFankhauser ein-
gereichten Vorstoss bereits 1992
zugestimmt. Höchste Zeit, dass
diese familienpolitisch sinnvolle
Massnahme endlich in die Praxis
umgesetzt wird: Jedem Kind eine
gerechte Kinderzulage.

SP

Abstimmung 26. November

Ja zu gerechten 
Kinderzulagen, weil …

Ich bin 
in der SP…

… weil ich als Mutter und
Pflegefachfrau eine soziale 
Zukunft mitgestalten will.

Karin Strickler Breitenmoser,
Dachsen

Editorial

Noch keine 
Verabschiedung
für Käthi Furrer
(rb) Vor kurzem hat Käthi Furrer
bekannt gegeben, dass sie im
nächsten Jahr nicht mehr für den
Kantonsrat kandidiert. Nach gut
20 Jahren aktiver Politik an vor-
derster Front will sie sich künftig
ganz auf ihre Tätigkeit als Schul-
leiterin und Lehrerin in Dachsen
konzentrieren.

Wer allerdings glaubt, dass sie
sich nach dem Rücktritt aus dem
Zürcher Parlament in den politi-
schen Ruhestand zurückziehen
wird, der kennt die aufgestellte
SP-Frau schlecht. Auch in Zu-
kunft wird sie sich nämlich als Co-
Präsidentin von «Klar Schweiz!»
im Kampf gegen ein Atommülla-
ger im Weinland wehren. 

Und wer Käthi Furrer einmal
in Dachsen oder im Regionalzug
nach Winterthur begegnet ist, der
weiss, dass sie mit ihrem offenen
und fröhlichen Wesen weit über
die Parteigrenzen hinaus sehr ge-
schätzt wird. Nicht nur die SP-
Mitglieder, sondern ihr grosser
Freundes- und Bekanntenkreis
freuen sich schon jetzt darüber, sie
nach ihrem Rückzug aus der kan-
tonalen Politik wieder öfter im
privaten Kreis anzutreffen.   

Aber noch ist es nicht soweit!
Auch für diese Ausgabe hat unse-
re Kantonsrätin zum Stift gegrif-
fen und legt dar, weshalb sie sich
dagegen wehrt, dass die Schüle-
rinnen und Schüler der Primar-
stufe nicht zwei Fremdsprachen
lernen dürfen.

Zu früh ist es auch für eine po-
litische Laudatio auf Käthi Furrer.
Diese folgt in der übernächsten
Ausgabe der anderen Seite – nach
hoffentlich erfolgreichen Wahlen. 
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Die Initiative «Nur eine Fremd-
sprache an der Primarschule»
widerspricht der modernen
Lernforschung und zielt in die
falsche Richtung. Die grosse
Mehrheit der Zürcher Schulge-
meinden hat den Englischunter-
richt ab der 2. Klasse bereits ein-
geführt. Das Französisch an der
5.und 6.Klasse ist seit vielen Jah-
ren etabliert. Es gibt keine aus-
reichenden Gründe, das Erler-
nen einer zweiten Landesspra-
che in der Primarschule wieder
abzuschaffen. Die SP lehnt die
Initiative entschieden ab.

VON KÄTHI FURRER

Meine eigenen Erfahrungen beim
Vermitteln von Fremdsprachen in
der Primarschule sind durchwegs
positiv. Unsere Schule hat vor
zwei Jahren als so genannte Früh-
startergemeinde mit dem Eng-
lischunterricht an der zweiten
Klasse angefangen. Schon in den
Jahren davor war das Bedürfnis
von Kindern und Eltern nach
Frühenglisch so gross, dass wir
jahrelang Englisch als Freifach ge-
führt haben. Fast alle Lehrperso-
nen haben inzwischen die Zusatz-
ausbildung in Englisch absolviert. 

Mit der Einbettung des Faches
in den regulären Stundenplan
und den ausgezeichneten Lehr-
mitteln auf der Unterstufe («First
choice») hat sich der Englischun-
terricht bei uns erst richtig be-
währt. Meine damaligen Zweit-
klässlerinnen und Zweitklässler
haben mit Freude und Stolz be-
gonnen, Englisch zu lernen. Seit
den Sommerferien ist nun der ers-
te offizielle Englisch-Jahrgang in
der 4. Klasse angelangt, wo eben-
falls ein neues, sorgfältig erarbei-
tetes Lehrmittel («explorers») zur
Verfügung steht.

Im Französischen ab der 5.
Klasse war der Weg seit den neun-
ziger Jahren beschwerlicher, das
Konzept musste überarbeitet und

ein etwas schwerfälliges und kom-
pliziertes Lehrmittel ersetzt wer-
den. Heute haben wir ein moder-
nes und pädagogisch viel überzeu-
genderes («envol»). Auch damit
habe ich selbst auf der Mittelstufe
unterrichtet und – abgesehen von
gewissen Verbesserungswünschen,
die bei neuen Lehrmitteln immer
auftauchen – gute Erfahrungen
damit gemacht. «envol» findet in
der Oberstufe seine logische Fort-
setzung.

Wissenschaftliche und pädago-
gische Gründe sprechen für
zwei Fremdsprachen
Die Forschung, vor allem die
Hirnforschung, hat in den letzten
Jahren neue Erkenntnisse gewon-
nen. Zu den wichtigsten gehört,
dass Kinder Sprachen umso leich-
ter lernen, je früher sie damit be-
ginnen. Weil kleine Kinder Spra-
chen anders erlernen als grössere
oder als Erwachsene. Hier gilt es
ein Potenzial zu nutzen und zu
fördern. Ausserdem zeigen wis-
senschaftliche Erkenntnisse, dass
das Erlernen von Fremdsprachen
die Fortschritte in der Standard-

sprache Deutsch nicht
behindert oder er-
schwert. Im Gegenteil:
Das Erlernen mehrerer
Sprachen gleichzeitig
hat auch Synergieef-
fekte, es erhöht die
Kompetenz im Um-
gang mit verschieden-
artigen sprachlichen
Strukturen. Das ist
nicht zuletzt für zuge-
wanderte Kinder aus
anderen Sprachgebie-
ten eine wichtige Er-
kenntnis. Die Befürch-
tung der Initianntin-
nen und Initianten, die
Kinder würden wegen
zweier Fremdsprachen
an der Primarschule
nicht mehr richtig

Deutsch lernen, halte ich für un-
begründet. Deutsch hat in den
Primarschulen nach wie vor Prio-
rität. Diese Priorität lässt sich am
Lehrplan und den Stundentafeln
ablesen. Rund ein Fünftel der ge-
samten Unterrichtszeit ist für
Deutschlektionen reserviert. Kein
anderes Fach bekommt so viel Be-
achtung. 

Deutsch ist zudem in allen Fä-
chern, ausser natürlich in den
Englisch- und Französichstunden,
die Unterrichtsprache. Zur Ver-
besserung der Deutschkenntnisse
ist seit der Pisastudie viel unter-
nommen worden. Dazu gehört
zum Beispiel das konsequente

Einhalten der Standardsprache
durch die Lehrpersonen im Alltag,
und zwar von der ersten Klasse an.
Aber auch das vermehrte Fördern
des Lesens, Sprechens und Schrei-
bens in allen Fächern trägt viel zur
intensiven Schulung der deut-
schen Sprache bei. Nach meinen
Beobachtungen nehmen die Lehr-
personen diesen Auftrag ernst.

Die Initiative liegt politisch
falsch
Sprachkompetenzen werden in
unserer Gesellschaft immer wich-
tiger. Jugendliche, die mehrere
Sprachen sprechen, haben bessere
Chancen auf dem Lehrstellen-
markt. Die Eltern wissen das heu-
te und die meisten befürworten
einen frühen Fremdsprachenun-
terricht. Der Kanton Zürich hat
in den vergangenen Jahren sehr
viel Geld, Wissen und Können in
die Entwicklung von Lehrmitteln
und die Ausbildung der Lehrper-
sonen investiert. Die Harmonisie-
rung der schweizerischen Spra-
chenpolitik sieht eine zweite Lan-
desprache in der Primarschule
vor. Die Annahme der Initiative
würde die Zürcher Volksschule
um Jahre zurückwerfen und gros-
se Investitionen zunichte machen.
Und ein Lernverbot per Gesetz
einzuführen, das ist politisch ein-
deutig verkehrt. Dazu sagen wir
nein.

Käthi Furrer, Primarlehrerin, Kantonsrätin,
Dachsen

Volksabstimmung vom 26. November

Kindliches Sprachenlernen
nicht verbieten

Käthi Furrer.

Parolen 26. November

Kantonale Vorlage
Nein  zur Volksinitiative «Für nur eine obligatorische Fremdsprache
an der Primarschule»

Eidgenössische Vorlagen
Ja zum Bundesgesetz über die Zusammenarbeit mit den Staaten
Osteuropas
Ja zum Bundesgesetz über die Familienzulagen
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Die Gründe für ein Ja zum Osthilfe-
gesetz sind vielfältig.Aus Sicht der
Grünen ist es ein weiterer Schritt
im Prozess der Annäherung zu
Europa. Im Vordergrund stehen
die Zusammenarbeit mit Osteuro-
pa und die Glaubwürdigkeit unse-
rer Beziehung zur EU.

RUTH GENNER

Die fünf Argumente sind skiz-
ziert, die für uns Grüne den Aus-
schlag für ein Ja gegeben haben,

Durch das Osthilfegesetz leis-
tet die Schweiz einen Beitrag an
Sicherheit und Wohlstand in
Europa. Seit 1990 unterstützt sie
demokratische und wirtschaftli-
che Reformen in den ehemals
kommunistischen Ländern. Für
dieses Engagement braucht es als
Gesetzesgrundlage das Osthilfe-
gesetz, damit wir es auch in Zu-
kunft leisten können.

Das Osthilfegesetz ist der Aus-
druck der Solidarität der Schweiz
mit Europa. Die Schweiz als rei-
ches Land leistet finanzielle Hilfe
an die ärmeren Länder in dieser
Region und hilft somit, Ungleich-
heiten in Europa abzubauen. 

Die Gelder, die über das Ost-
hilfegesetz bezahlt werden, gelan-
gen nicht an den Staat, sondern
werden gezielt für Projekte einge-
setzt. Dabei werden auch grüne
Anliegen berücksichtigt, zum Bei-
spiel der Umweltschutz oder die
Förderung von Reformen und der

Demokratie. Die Schweiz ent-
scheidet dabei selbst, in welche
Projekte sie investieren möchte. 

Die finanziellen Leistungen,
für die das Osthilfegesetz die
rechtliche Grundlage bietet, stel-
len das Entgegenkommen der
Schweiz auf die Zugeständnisse
der EU im Rahmen der bilatera-
len Verträge dar. Die Schweiz
kann nicht einseitig von der EU
profitieren ohne sich an der Lö-
sung der fundamentalsten Proble-
me der Union zu beteiligen. Oder
anders gesagt: Die bilateralen Ver-
träge sind nicht gratis zu haben.

Finanzierung geregelt
Ein Nein zum Osthilfegesetz ge-
fährdet unsere Beziehungen zur
EU – weil wir von der EU nur pro-
fitieren und nicht auch unsern
Beitrag an die Gemeinschaft leis-
ten würden. Darüber hinaus wür-
de mit einem Nein die klassische
Osthilfe, auf die die osteuropäi-
schen Staaten, die nicht in der EU
sind, dringend angewiesen sind,
in Frage gestellt. Zum Beispiel im
Kaukasus, da geht es um klassi-
sche Entwicklungszusammenar-
beit, die wir fortsetzen wollen.

Die Finanzierung für die Bei-
träge ist geregelt. Es irritiert, dass
jene, die von den Bilateralen Ver-
trägen profitieren, sich gegen ei-
nen Solidaritätsbeitrag sträuben.

Ruth Genner, Präsidentin Grüne Schweiz

Ein Akt der Solidarität

Ja zum Osthilfegesetz

Impressionen vom Kongress am
13. und 14. Oktober in Genf, auf-
gezeichnet von Kantonsrätin Li-
lith C. Hübscher.

Selbstverständlich war Ruth Gen-
ner auch dabei, sie eröffnete den
zweiten Kongress der Europäi-
schen Grünen. Der findet nur alle
drei Jahre statt, das letzte Mal in
Rom. Micheline Calmy-Rey kam
doch nicht für die Keynote – kein
Wunder in Anbetracht des Vor-
laufs: die Eurogrünen dachten,
ein Einzeiler per Mail würde rei-
chen … Unter die Haut ging Da-
ni Cohn-Bendit, Co-Präsident
der Europäischen Grünen.
Schwerpunkt und Auftakt waren
die Menschenrechte in Zeiten des
Terrorismus.

Am Kongress nahmen nicht
nur Euro-Grüne teil, sondern

auch Abgeordnete aus Tunesien,
den USA, der Türkei, aus Neusee-
land, Russland oder Nepal. Span-
nend war die Möglichkeit, Kon-
takte zu knüpfen, etwa mit Öster-
reichischen Grünen, die seit zwei
Wochen ja drittgrösste Parteikraft
sind, und auch mitzubekommen,
dass es unterschiedliche Ausprä-
gungen gibt.

Bald drittstärkste Kraft?
Noch nicht so vertraut war ich mit
den Ansinnen der Euro-Grünen,
drittstärkste Kraft in Europa wer-
den zu wollen, so plausibel es auch
klang: der Freisinn im 19. Jahr-
hundert, dann die SP, im 21. Jahr-
hundert die Grünen als führende
Kraft wegen der mangelnden Res-
sourcen.

www.europeangreens.org,
www.gruene.ch

Zweiter Kongress der Europäischen Grünen

Grüne Zukunft in Genf

D
ie

 G
rü
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en

Lilith C. Hübscher (r.) im Gespräch mit Susanne Hoare, Schweizer De-
legierten mit Stimmrecht.

Die Schweizer Delegierten beim Abstimmen: Marlise Hubschmid
(r.), GPS-Vorstand und Kantonalvorstand Bern.



Nr. 39   November 2006 33

Aus dem Kantonsrat

Sitzen geblieben 
Warum die Streichung einer
Fremdsprache die Schulproble-
me nicht löst.

LILITH C. HÜBSCHER, KANTONSRÄTIN

Das erste Mal im Rat und schon im
Dilemma! Traktandum Initative
«Nur eine Fremdsprache an der
Primarschule»: Ich blieb sitzen und
enthielt mich der Stimme. Meine
Fraktion hatte sich für ein Nein
entschieden (8:2). Ihr überzeu-
gendstes Argument für mich war
das alters- und kindgerechte Ler-
nen. Im Primarschulalter verfügen
die Kinder über ein Zeitfenster, in
dem sie besonders aufnahmefähig
sind für sprachliche Impulse. Aller-
dings war ich als Schulpflegerin
mit Türkisch sprechenden Kin-
dern konfrontiert, die Mühe mit
der deutschen Sprache hatten. Oft
waren sie auch unsicher in der eige-
nen Muttersprache – die Basis, um
erfolgreich eine Fremdsprache zu
lernen. Könnte es sie entlasten, ei-
ne Fremdsprache weniger zu ler-
nen, zumal Deutsch für sie bereits
eine Fremdsprache ist? Geraten
mit zwei Fremdsprachen die Inte-
grationskurse «Heimatkundliche
Sprache und Kultur» (HSK) unter
Druck? 

Dritter Weg
Die Schule stösst an ihre Grenzen.
Auch, aber nicht nur, bei Migrati-
onskindern. Denn Kinder bringen
unterschiedliche Voraussetzungen
in die Schule mit, Sprachkompe-
tenz ist nur eine. Meist spielen fa-
miliäre Hintergründe die massge-
bende Rolle, etwa in Bezug auf Bil-
dung, soziale und ethnische Her-
kunft der Eltern. Deshalb greift
die Initiative zu kurz und kann
nicht bieten, was sie verspricht. 

Ich schlage daher einen dritten
Weg vor: Um die bedrohten HSK-
Kurse aufzuwerten, sollen sie ein
verbindlicher Bestandteil unserer
Volksschule werden. Um Überfor-
derungen vorzubeugen, benötigt
die Schule ausreichende Ressour-
cen, welche bei Bedarf flexibel ein-
gesetzt werden können. Die politi-
schen Vorstösse sind unterwegs.
Heute würde ich im Rat entschie-
den aufstehen und Nein stimmen.

Dampf machen

Für eine griffige
Klimapolitik
Das Klima in Flims war ange-
nehm, die Landschaft einmalig.
Die Grüne Fraktion will, dass
auch kommende Generationen
dies geniessen können. Doch die
Schweiz tut viel zuwenig gegen
die Klimaerwärmung, von der
die Alpenregionen am stärksten
betroffen sind. Zum Ende der
Flimser-Session reichte die Frak-
tion Vorstösse ein für eine Klima-
schutzstrategie und griffige
Massnahmen zur Reduktion des
Energieverbrauchs und der kli-
maschädigenden Emissionen.

In einer Motion fordert die Grüne
Fraktion eine Klimaschutzstrate-
gie für die Schweiz bis ins Jahr
2050. Ziel muss es sein, den CO2-
Austoss um 90 Prozent gegenüber
1990 zu senken. Wir verlangen
vom Bundesrat auch einen Be-
richt, der den aktuellen Stand der
Klimaschutzbemühungen zeigt.
Und wir wollen eine Lenkungsab-
gabe auf Strom, Heizöl und Gas.
Die Abgabe soll der Wirtschaft
und der Bevölkerung rückerstat-
tet werden.

Die Grüne Fraktion fordert:
• einen Bericht, in dem der

Bundesrat aufzeigt, mit welchen
nationalen und internationalen
Massnahmen die Klimabelastung
durch den Flugverkehr einge-
schränkt werden kann

• gesetzliche Standards für den
Energieverbrauch von Neubauten

• die Anpassung der gesetzli-
chen Grundlagen, damit die
LSVA auch für Lieferwagen unter
3,5 Tonnen erhoben werden kann

• Massnahmen zur Vermei-
dung des Standby-Modus bei
elektrischen Geräten, da der
Standby-Modus ein grosser Ener-
giefresser ist

Die Grüne Fraktion hofft, dass
der Aufenthalt in Flims einen
fruchtbaren Boden für die klima-
politische Debatte in Bern ge-
schaffen hat und Bundesrat und
Parlament in der Klimapolitik
endlich Dampf machen.

Die Grünen Energieperspektiven 2050
«Energieversorgung zu 100 % aus erneuer-
barer Energie» siehe www.gruene.ch

26. November

Eidg. Parolen
JA zum Bundesgesetz über die
Zusammenarbeit mit den Staa-
ten Osteuropas. Der Reformpro-
zess Osteuropas ist eine Erfolgsge-
schichte. Dies zeigen die wirt-
schaftlichen Indikatoren genau wie
die fundamentale politische
Wandlung dieser Staaten. Die
Schweiz investiert in die Infra-
strukturen neuer EU-Länder: Um-
welt (Gewässerschutz), Bildung
(Stipendien, Forschungs- und Aus-
bildungsprogramme) und Sicher-
heit (Fachwissen zur Sicherung der
Schengen-Aussengrenze). Konkret
leistet die Schweiz einen Beitrag
zum Abbau des Stadt-Land-Gefäl-
les und zum sozialen Ausgleich. 

JA zum Bundesgesetz über die
Familienzulagen. Kinderzulagen
sind eine bewährte Unterstützung
für die Familien. Sie unterschei-
den sich aber je nach Kanton sehr
stark.  Das neue Gesetz bringt: 

• einheitlich geregelte Kinder-
zulagen in der ganzen Schweiz

• mindestens 200 Franken
Kinderzulage und 250 Franken
Ausbildungszulage

• ganze Zulagen bei Teilzeitar-
beit

Gentech-News

Kein Patent 
auf Leben
Schweiz:Im Dezember diskutiert
das Parlament, ob und wie das
Patentgesetz revidiert werden
soll. Die vorbereitende Kommis-
sion hat dem Bundesratsvorschlag
im Wesentlichen zugestimmt.
«Mit diesem katastrophalen Ent-
scheid wird Leben ein handelbares
Gut. Es ist inakzeptabel, dass gen-
manipulierte Tiere und Pflanzen
und auch menschliche Gene pa-
tentiert werden können wie Che-
mikalien – ganz einseitig im Inte-
resse der Grossindustrie.» (Grüne,
8.9.2006)

Schweiz: Syngentas Patent
auf das Fleissige Lieschen – ein
Fall von Biopiraterie? Die Zier-
pflanze Fleissiges Lieschen wächst
nach oben. Syngenta erhielt nun
ein Patent für ein Fleissiges Lies-
chen, das nach unten hängend
wächst – ein lukrativer Markt für
die Gartenindustrie. Syngenta
züchtete ihre «Erfindung» aus ei-
nem seltenen Fleissigen Lieschen
aus Tansania. Sogar Hybriden, so
wie sie Syngenta züchtete und pa-
tentierte, kommen in Tansania
vor. (KLN, 9.9.2006)

USA: Illegaler Gentechreis
könnte Allergien auslösen. For-
scher warnen, dass der illegale
Gentechreis allergen sein könnte:
Das Bakteriengift, das dieser Reis
produziert (sog. Cry1Ac) wurde
noch nie für menschlichen Ver-
zehr bewilligt. In Tierversuchen
habe es Immunreaktionen hervor-
gerufen. (GP, 12.9.2006)

West-Australien: Moratorium
bleibt. Parlament und Regierung
lehnten den Antrag ab, das Mora-
torium für kommerzielle Freiset-
zungen aufzuheben. (ABCnews,
14.9.2006)

Philippinen: «Robuster Reis
für schlechtes Wetter» – ohne
Gentechnik.Die meisten Reissor-
ten gehen nach einer Woche unter
Wasser ein – das verursacht riesige
Schäden. Nun haben Forscher ei-
ne Reissorte gezüchtet, die Über-
schwemmungen von mehreren
Wochen überstehen kann.
(Techn. Review, 11.6.2006)

www.gentechnologie.ch

Kantonale Parole
Stimmfreigabe zur Initiative
«Nur eine Fremdsprache in der
Primarschule»
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Die Volksinitiative für «nur eine
obligatorische Fremdsprache an
der Primarschule» will ein besse-
res Sprachenkonzept für die Pri-
marschule erreichen. Früh- Eng-
lisch mit mehr Lektionen und in
der Oberstufe Französisch mit
mehr Intensität.

VON HANS-PETER AMSTUTZ

Die Ja-Parole für die kantonale
Urnenabstimmung zur Volksini-
tiative «Für nur eine obligatori-
sche Fremdsprache an der Primar-
schule» wurde vom Kantonalvor-
stand der EVP beschlossen. Jedes
Kind hat das Recht, im Verlauf
seiner obligatorischen Volksschul-
zeit zwei Fremdsprachen zu ler-
nen. Dafür braucht der Kanton
Zürich aber ein besseres Spra-
chenkonzept mit grösserer Inten-
sität in der ersten Fremdsprache.
Richtigerweise muss das Früheng-

lisch auf vier Wochenlektionen
ausgebaut werden, statt zwei
Französischstunden in der fünf-
ten Klasse einzuführen. Dies führt
lediglich zu einer ineffizienten
Aufsplitterung beim Sprachenun-
terricht. Die EVP lehnt dieses ver-
fehlte Konzept entschieden ab. Es
fehlt die notwendige Dichte der
Lektionenzahlen, um auf der Mit-
telstufe zwei Fremdsprachen pa-

rallel unterrichten zu können.
Wenn die Schülerinnen und
Schüler als Folge der überladenen
Lektionentafel dafür schlechter
Deutsch und Englisch lernen, ist
damit niemandem geholfen. 

Französisch auszubauen
Die EVP fordert demgegenüber
den Ausbau des Französischunter-
richts auf der Oberstufe, wo diffe-
renziert nach Leistungsvermögen
mehr erreicht werden kann als mit
dem unbefriedigenden Splitting-
Modell mit zwei Sprachen in der
Mittelstufe. Bilanz gezogen wer-
den muss am Ende der Schulzeit
und nicht nach der Primarschule.
Die EVP ist überzeugt, dass mit
einem modernen Konzept der
phasenweise verstärkten Intensi-
tät alle Lernwilligen in der Volks-
schule zwei Sprachen mit viel Er-
folg lernen können.

Es ist nötig, dass Kinder mit
Freude Sprachen lernen und darü-
ber hinaus den ganzen Reichtum
der Bildung erfahren. Dazu zählen
auch die naturwissenschaftlichen,
musischen und handwerklichen
Bereiche, die im Schatten der Spra-
chendiskussion zu sehr in den Hin-
tergrund gedrängt wurden. Um
diese Ganzheitlichkeit der Bildung
zu fördern und die Rahmenbedin-
gungen für die Schulqualität zu er-
halten, unterstützt die EVP, unter
Vorbehalt allfälliger akzeptabler
Gegenvorschläge des Kantonsra-
tes, mit Überzeugung auch die
weiteren vier kantonalen Volksini-
tiativen im Bildungsbereich (Bibli-
sche Geschichte, Husi muss blei-
ben, Handarbeit und Werken so-
wie gegen die Erhöhung der Klas-
sengrösse).

Hans-Peter Amstutz, Sekundarlehrer,
Fehraltorf, EVP Kantonsrat mit Schwerpunkt
auf Bildung

EV
P

Fremdspracheninitiative

Ja zu einem besseren Englisch 

Die Parteiversammlung der EVP
hat ihre Kandidaten und Kandi-
datinnen für die kommenden
Kantonsratswahlen nominiert.
Sie kann vier engagierte Persön-
lichkeiten vorschlagen.

(mw) Susanne Ita-Graf (44), Un-
terstammheim, gelernte Haus-
wirtschaftliche Betriebsleiterin
HHF, arbeitet heute im Stab einer
Öffentlichen Kantonalen Verwal-
tung. Sie ist RPK-Vizepräsidentin
in der zweiten Legislaturperiode.
Susanne Ita-Graf ist die Chancen-
gleichheit ein grosses Anliegen,
ebenso die soziale Integration in
Gesellschaft, Bildung und Beruf. 

Christina Furrer (35), Heng-
gart, ist Sekundarlehrerin. Ihre
politischen Schwerpunkte liegen
im Bildungsbereich, bei Gesell-
schafts- und Wirtschaftsfragen.
Und ihr ist die Förderung der er-
neuerbaren Energie ein Anliegen.  

Martin Schwager (47), Unter-
stammheim, ist dipl. Masch. Ing.
FH und dipl. Betriebsing. KS; er
arbeitet als Berater für SystemIn-
novation. Acht Jahre amtete er als
Präsident der RPK. Bei den letzten
Gemeindewahlen wurde er als Ge-
meindepräsident gewählt. Als
Schwerpunkt seiner Politik be-
zeichnet er die Familie und die Bil-
dung – beide im Kontext der
Wirtschaftspolitik. 

Christian Rüegsegger (46), An-
delfingen, ist Gärtner und arbeitet
seit 1989 als Schlossgärtner in An-
delfingen. Ihm ist die Erhaltung
der christlichen Grundwerte in un-
serer Gesellschaft ein grosses Anlie-
gen, ausserdem setzt er Schwer-
punkte in der Umweltpolitik. 

Die Kandidierenden stellen sich
am 30. Januar zusammen mit
Regierungsratskandidat Johannes
Zollinger (Wädenswil) im Hotel
«Löwen» in Andelfingen vor.

Kantonsratswahlen 15. April 2007

Ein starkes Viererteam tritt an

Christian Rüegsegger, Susanne Ita-Graf, Christina Furrer, Martin
Schwager (v.l.).

Hans-Peter Amstutz
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Eine Harmonisierung und Anhe-
bung der Kinderzulagen ist
überfällig und ein altes Anliegen
der EVP. Es ist darum vorausseh-
bar,dass die EVP an der Delegier-
tenversammlung dieses Gesetz
annehmen wird.

VON WALTER DONZÉ

Weil der Gewerbe- zusammen mit
dem Arbeitgeberverband erfolg-
reich das Referendum gegen das
Familienzulagengesetz ergriffen
hat, haben wir am 26. November
über das «Bundesgesetz über die
Familienzulagen» abzustimmen. 

Es hat eine lange Vorgeschich-
te und geht auf eine parlamentari-
sche Initiative von Angeline Fank-
hauser zurück, die bereits 1991
überwiesen wurde. Travail Suisse
hat 2001 die Volksinitiative «Für
faire Kinderzulagen!» lanciert, die
15 Franken pro Kind und Tag for-
derte. Sie wurde auch von der
EVP unterstützt. Um den indi-

rekten Gegenvorschlag des Parla-
mentes nicht zu gefährden, wurde
die Initiative zurückgezogen.

Was bringt das Gesetz?
Das Familienzulagengesetz ver-
einheitlicht die Kinderzulagen
schweizweit und setzt gewisse
Mindeststandards. So werden die
gröbsten Unterschiede zwischen
den Kantonen ausgebügelt.

• In Zukunft wird für jedes
Kind eine ganze Kinderzulage
ausbezahlt. Bis anhin haben Teil-
zeitangestellte oft nur gekürzte
Zulagen erhalten.

• Die Kinderzulagen müssen
mindestens 200 Franken pro
Kind und Monat betragen und
werden der Teuerung angepasst.
Die Kantone dürfen höhere Kin-
derzulagen weiterhin vorsehen.

• Die Ausbildungszulagen be-
tragen mindestens 250 Franken.

Neuere Berechnungen des
Bundesamtes für Sozialversiche-

rungen zeigen, dass das Familien-
zulagengesetz im Jahr 2009 Mehr-
kosten in der Höhe von 473 Mil-
lionen Franken verursachen wird.
Weil aber die Beitragssätze der
Arbeitgeber an die kantonalen Fa-
milienausgleichskassen zwischen
2002 und 2006 um zwei Lohn-
promille gesenkt worden sind,
entstehen mit dem neuen Gesetz

gegenüber dem Stand von 2002
keine Mehrkosten.

Rente statt Kinderzulagen?
Ginge es nach der EVP und ihrem
neuen Schwerpunkteprogramm,
ginge der Systemwechsel bei den
Kinderzulagen noch weiter: sie
würden zusammen mit allen weite-
ren Zahlungen und dem Kinder-
abzug in der Steuererklärung abge-
schafft und durch eine einheitliche
Kinderrente ersetzt. Weil die ganze
Bevölkerung und nicht nur die Er-
werbstätigen etwas zum Fortbe-
stand unserer Gesellschaft beitra-
gen sollen, würde diese Kinderren-
te nicht mit Beiträgen der Sozial-
partner sondern mittels Steuern fi-
nanziert. Doch bis dieser System-
wechsel umgesetzt werden kann,
unterstützt die EVP die schwei-
zweite Harmonisierung und An-
hebung der Kinderzulagen.

Walter Donzè, EVP-Nationalrat,
Frutigen BE

Ja zu fairen Kinderzulagen

Vereinheitlichung notwendig

Gegen das Bundesgesetz über
die Zusammenarbeit mit den
Staaten Osteuropas wurde das
Referendum ergriffen, mit der
falschen Behauptung, der Bund
wolle der Europäischen Union 1
Milliarde Schweizer Franken für
den Kohäsionsfonds für Osteuro-
pa zukommen lassen.

VON HEINER STUDER

Im Zusammenhang mit den Bila-
teralen Abkommen mit der Euro-
päischen Union wird von der EU
verständlicherweise erwartet, dass
sich die Schweiz finanziell an der
Unterstützung der Entwicklung
der neuen EU-Länder im Osten
Europas beteiligt. Über die Dauer
von rund acht Jahren soll insge-
samt 1 Milliarde Franken für ge-
zielte Projekte zur Verfügung ge-
stellt werden. Es ist vorgesehen,

dass diese Mittel im Bundeshaus-
halt kompensiert werden, jedoch
keinesfalls zulasten der Entwick-
lungszusammenarbeit. Es geht so-
mit kein einziger Franken an die
EU und schon gar nicht in einen
Fonds der EU. Norwegen, welches
dem Europäischen Wirtschafts-
raum angehört und weniger Ein-
wohnerinnen und Einwohner als
die Schweiz zählt, bezahlt 1,7 Mil-
liarden Franken. 

Auf zehn Jahre beschränkt
Das Gesetz, über das wir abstim-
men, ist die rechtliche Grundlage
sowohl für die traditionelle Ost-
hilfe unseres Landes wie auch für
diese Milliarde Franken. Haupt-
anliegen des Osthilfegesetzes ist es,
die ehemals kommunistischen
Länder Europas und der Gemein-
schaft unabhängiger Staaten

(GUS) bei deren Übergang zu De-
mokratie und sozialer Marktwirt-
schaft weiterhin zu unterstützen.
Die Geltung des Osthilfegesetzes
ist auf zehn Jahre beschränkt. 

Der bilaterale Weg hat sich für
unser Land als der richtige Weg er-
wiesen. Ein Ja zum Osthilfegesetz
ist die konsequente Fortsetzung.
Die Mittel, die unser Land für die

jungen Demokratien Europas zur
Verfügung stellt, sind jedoch auch
als Investition zu betrachten,
wachsen doch in Osteuropa für
die Schweiz interessante Märkte
heran. Herz und Verstand führen
diesmal zu einem klaren uneinge-
schränkten Ja. 

Heiner Studer, EVP-Nationalrat, Wettingen

Ja zur Zusammenarbeit mit Osteuropa

Für die jungen Demokratien Europas

Parolen 26. November

Kantonale Vorlage
Ja zur Volksinitiative «Für nur eine obligatorische Fremdsprache an
der Primarschule»
Eidgenössische Vorlagen
Bundesgesetz über die Zusammenarbeit mit den Staaten Osteuropas,
Bundesgesetz über die Familienzulagen:
Parolen ab 28. Oktober in der Tagespresse und unter www.evppev.ch.

Walter Donzé



36 die andere seite



Nr. 39   November 2006 37

Grün gewinnt
(es) Dieses reich illustrierte Hand-
buch zeigt, weshalb sich grüne
Technik in diesem Jahrzehnt welt-
weit durchsetzt und welches Po-
tential in den neuen Technologien
noch steckt.

Rudolf Rechsteiner, 215 S., 2003, orell füssli
(in Bibliotheken)

Abfall, Energie und Klima 
Wege und Konzepte für eine inte-
grierte Ressourcennutzung. 
Johnke, Bernt, Scheffran, Jürgen,
Soyez, Konrad (Hrsg.)

253 S., 2004. CHF 68.00 Schmidt Erich Verlag 

Energieperspektiven und CO2-
Reduktionspotentiale in der
Schweiz bis 2010 
Energieeffizienz sowie Substitu-
tion durch Erdgas und erneuer-
bare Energien. 

Jochem, Eberhard, Jakob, Martin (Hrsg.),
296 S. 2004. CHF 45.00, Vdf Hochschulverlag 

Hier vier Neuerscheinungen zur
Ankurbelung des eigenen Ener-
giehaushalts, alle 2006 erschienen
im Rotpunktverlag Zürich:

Jungfrau-Aletsch-Bietschhorn 
Jungfrau und Bietschhorn, Schaf-
grind und Geissgrat, Fleischwang
und Fiescherfirn, alle gehören 
sie zum UNESCO-Weltnaturerbe
Jungfrau-Aletsch-Bietschhorn. 

Der Naturpunkt-Wanderfüh-
rer stellt 35 Wanderungen vor. Seit
2001 figuriert dieses Gebiet – als
erstes Naturerbe im Alpenraum –
auf der Welterbe-Liste.  

Dem Konzept der Naturpunkt-Wanderführer
entsprechend ergänzt ein Hintergrundtext
jede Tour.Thomas Bachmann, 280 S., mit
Farbfotos und Routenskizzen, Fr. 42.00

Industriekultur in Bern
Mühlen, Fabriken, Kanäle, histo-
rische Bahnen, Kraftwerke… Auf
acht Routen weist der Freizeitfüh-
rer «Industriekultur im Kanton
Bern» den Weg zu Zeugen des In-
dustriezeitalters im Kanton Bern.
Insgesamt werden 333 Objekte
vorgestellt. Die Sehenswürdigkei-
ten erreicht man zu Fuß, mit dem
Velo oder mit öffentlichen Ver-
kehrsmitteln. 

Es geht um Eisenverarbeitung
in der Gegend Moutier-Birs, um
Uhren und Elektrizität rund um
Biel, um Fabriken in Burgdorf

und im Emmental, um Brücken
entlang der Aare, um Eisenbah-
nen und Alpentransversalen...

Hans-Peter Bärtschi, Hrsg.: Schweizerische
Gesellschaft für Technikgeschichte und
Industriekultur (SGTI), 280 S., mit Farbfots
und Routenskizzen, Fr. 38.00

Walliser Literatur erwandern
Goethe, Rilke, Twain, Chappaz,
Imhasly und Ramuz: zugereiste
wie einheimische Schriftsteller
machten das Wallis zum Schau-
platz ihrer Werke. Das literarische
Wanderbuch «Dies Land ist mass-
los und ist sanft» stellt 25 Wande-
rungen auf literarischen Spuren
im Ober- und Unterwallis vor.

«Statt zu fliehen, stimmt es/
sich selber zu, dies Land,/ist mass-
los und ist sanft,/bedroht und
doch gerettet», besingt Rainer
Maria Rilke in den «Quatrains
Valaisans» seine Wahlheimat.
Goethe schimpft hingegen bei sei-
ner Furka-Überquerung prosaisch
über den Schneesturm, der ihn
fast zur Umkehr zwingt. Über
solch «heroische» Alpenexpedi-
tionen macht sich Mark Twain
aufs Genüsslichste lustig, und
Charles-Ferdinand Ramuz ver-

Büchertipps zur Energie 

ex libris

Anzeige:

wandelt Berggeschichten in Gleich-
nisse.

Jede Wanderung wird ergänzt durch Rou-
tenbeschreibungen sowie Übernachtungs-,
Ess- und andere Tipps. Michael T. Ganz/
Dominique Strebel (Hrsg.), 400 S., Fr. 42.00

Wandern mit Sicht aufs Meer
Die Seealpen mit ihren über 3000
Metern hohen Gipfeln gehören im
deutschsprachigen Raum zu den
unbekanntesten Regionen der ge-
samten Alpen. Dank dem Wander-
führer «Die Seealpen. Naturpark-
Wanderungen zwischen Piemont
und Côte d’Azur» lässt sich diese
Gegend nun bestens zu Fuss
erkunden. Unweit vom Mittel-
meer wandert man durch eine 
eindrucksvolle Hochgebirgsland-
schaft mit zahlreichen Seen und
den südlichsten Gletschern der
Alpen. Die historischen Wege mit
fantastischen Aussichten und eine
stattliche Anzahl von Berghütten
bieten ideale Wanderbedingungen.

Höhepunkte sind die besonders reiche Flora
und Fauna mit zahlreichen sehr seltenen
Arten sowie das «Tal der Wunder» mit 40 000
prähistorischen Felszeichnungen. Der Führer
liefert alle notwendigen Informationen und
gibt vertiefende Hinweise, denn: Man sieht
nur, was man weiss! Werner Bätzing/Michael
Kleider, 220 S., mit Farbfotos und Routen-
skizzen, Fr. 38.00
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Natur und Umwelt
3. November
Mythos «Biosicherheit»

20 h Strickhof Wülflingen,
Winterthur
Wo kommt das transgene Saatgut
her, das auf dem Weltmarkt gehan-
delt wird? Unter welchen Bedingun-
gen wird es erzeugt? Erfahrungen
aus der Zivilgesellschaft Lateiname-
rikas mit dem Anbau gentechnisch
veränderter Saaten. Mit Gästen aus
Costa Rica und Chile.

Fr/Sa 10./11. November
Planungsweekend:
Die Zukunft der Alpen-Initiative

www.alpeninitiative.ch

Anzeige:

So 25. November
Führung im neu eingerichteten
Stemmler-Museum Schaffhausen

mit dem Natur- und Vogelschutz-
verein Andelfingen, 13.30 h

Kultur
Sa 11. November
Amor, Venus & Koller – Monopoly

Eine präzise und virtuose Gesell-
schaftssatire über Gewinnen und
Verlieren, Gier und Betrug.
Alte Fabrik, Flaach, 20 h

Fr/ Sa  15./16. Dezember
Spiegelbild und Schatten

Ein poetisches Drama in drei Akten
Alte Fabrik Flaach, Je 20 h

Fr 22. Dezember
Chor-Advent

Vier Chöre aus der Region
Ref. Kirche Andelfingen, 19.30 h
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Nr. 19, November 2001

Kirche und
Religion
MARGRIT WÄLTI

Das Redaktionsgespräch in der
Nummer «Kirche und Religion»
mit Mitarbeitern und Mitarbeite-
rinnen aus der Katholischen, der
Reformierten, der Neuapostoli-
schen, der Evang. Methodisti-
schen Kirche und der Chrischona
Gemeinschaft ist mir heute noch
in guter Erinnerung. Bewusst
wurden nicht Pfarrpersonen in-
terviewt, sondern Personen, die in
ihrer Kirche verantwortungsvolle
Mitarbeit leisten. 

Ein Artikel über Muslime in
unserem Bezirk, sowie wichtige
Informationen über den Weltge-
betstag, über die Aktion der
Christen für die Abschaffung der
Folter und über die Ökumenische
Konsultation sind ebenfalls zu fin-
den. Kurzum, wenn ich diese Zei-
tung wieder neu lese, finde ich 
die Informationen spannend und
lehrreich. 

Die Redaktion wählt aus

Unsere Favoriten
Alle Themen stossen bei uns in der Redaktion auf Interesse und Neugier, ein langweilliges Thema wird gar
nicht erst behandelt oder schnell wieder weggelegt.Doch einige Themen oder spezielle Artikel haben das
Herzblut in uns geweckt, uns in der Schreibe bestätigt und liessen uns voller Stolz das gedruckte Ergebnis
begutachten. Dies sind die persönlichen Favoriten der Redaktionsmitglieder.

Nr. 16, Februar 2001

Frau
ERNA STRAUB-WEISS

Inhaltlich gibt’s in meiner Erinne-
rung einige sehr gelungene Num-
mern – gefühlsmässig aber liegt
mir die Frauen-Nummer vom
Februar 2001 am nächsten.

Zuerst die Diskussionen:
Brauchts wirklich eine Frauen-
Nummer? Liegen wir da nicht
schief – mit Gleichstellungsgesetz
und so? Irgendwann überwog:
Wir brauchen Frauen-Räume, al-
so hat auch eine Frauen-Nummer
Platz.

Und die Realität zeigte: Viele
Frauen tun sich schwer mit dem
«an die Front treten». Aber nach
vielen Gesprächen gabs eine wun-
derschöne satte Frauen-Nummer.
Das Redaktionsgespräch mit un-
seren Polit-Stars Inge Stutz und
Käthi Furrer brachte für manche
wenig Überraschung – oder doch,
wenn frau offen ist, der anderen
seite zuzuhören?

Und spätestens im April 2004
war die Welt mit der Männer-
Nummer wieder gleichgestellt.
Auf dem Papier zumindest.

Nr. 33, Mai 2005

Tiere
MARTINA STRAUB

In dieser Nummer ist eins meiner
ersten «Auswärts»-Interviews: Zu
jemandem nach Hause gehen, ein
Interview führen, Eindrücke auf-
saugen, vielleicht noch andere
Themen anschneiden und dann
nach Hause gehen und ein süffiges
Interview zu schreiben. Beim die-
sem Thema (Tiershiatsu) war es
ein Kinderspiel, denn das Thema
hat mich fasziniert, die Gesprächs-
partnerin war sympathisch und
während des Interviews strichen
grössere und kleiner Tiere um
meine Beine. 

Auch bei der Kolumne in dieser
Nummer musste ich nicht gross
überlegen. Das ist immer ein gutes
Zeichen, denn sobald keine Anzei-
chen von Schreibblockaden oder
Motivationsengpässen in Sicht
sind, ist es ein gefreutes Schreiben.
Zum Glück war das nicht nur bei
der Tier-Nummer so!

Nr. 27, November 2003

Arbeitswelt
UELI MEIER

Alte Zeitungen lesen: dies gehört
zu meinen Lieblingsbeschäftigun-
gen. Genau beim Bündeln des
Altpapiers entdecke ich immer die
interessantesten Beiträge. Ähnlich
erging es mir, als ich die Ausgabe
Nummer 27 der anderen seite
zum Thema Arbeitswelt beim
Räumen in die Hände bekam. 

Ganz im Zeichen des Stellen-
abbaus und der Gewinnmaxi-
mierung standen damals, im No-
vember 2003, die «Wirtschafts-
zeichen». 

Im Redaktionsgespräch äusser-
ten sich die Teilnehmer und Teil-
nehmerinnen über die Berufsleh-
re als Lebensschule und die Angst
vor der vergeblichen Lehrstellen-
suche, die Hunderte von Bewer-
bungen nach dem Prinzip der
Schrotflinte auslöste. 

Wie würde das gleiche Ge-
spräch heute verlaufen? Der Wirt-
schaftsbarometer ist deutlich ge-
stiegen. Die Probleme auf dem
Arbeitsmarkt sind aber nicht ver-
schwunden. Und wir haben ein
Stück weit mit den Nöten auf dem
Arbeitsmarkt leben gelernt. Für
Menschen mit Behinderungen ist
der Weg auf der Suche nach einer
geeigneten Arbeitsstelle noch stei-
niger angelegt. 

Regina Reusser reichte unzäh-
lige Bewerbungen ein und erhält
Bewunderung aber keine Stelle
angeboten. 

Ein Lichtblick in der Nummer
zeigt der Beitrag über die Betreu-
ten, welche im Rebberg und im
Stall der Stiftung Fintan eine Ar-
beit gefunden haben.  




